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Potsdam den 3. Mai. (Spn. 3.) Se. Maj. der König war vorgeſtern 
Nachmittag hier eingetroffen und nahm nach beendetem Gottesbienſte geſtern, am 
Jahrestage der Großgörſchener Schlacht, eine Kirchenparade im Luſtgarten ab. 
Als die Truppen defilirt hatten, ließ Se. Majeſtät dem Major v. Kleift, wel⸗ 
cher jener Schlacht als Freiwilliger beigewohnt hatte, den rothen Adlerorden über⸗ 
reichen. Nachmittag um 2 Uhr kehrte des Königs Majeſtät nach Berlin zurück. 
Wie es heißt, wird Allerhöchſtderſelbe heut wieder hier eintreffen, und nun den 
Aufenthalt mit J. M. der Königin hier nehmen. — Geſtern ſprangen zum erſten 
Male in dieſem Jahre die Fontänen in Sansſouei. — Die Anordnung, daß es 
den Hökern unterſagt iſt, vor 11 Uhr auf dem Markte einzukaufen, hat hier eine 
freudige Senſation gemacht, und es wurde bereits am Sonnabend der Scheffel 
Kartoffeln auf dem Markte mit 1 Thlr 2—8 Sgr verkauft. i 
Berlin, den 1. Mai. Die Geſchäfte des Landtages wachſen rieſenhaft 
heran, namentlich iſt es die Legion der Petitionen, vor der man zurückſchreckt. 
Es ſind bis geſtern über 1000 Petitionen eingelaufen; heute iſt indeſſen der 
Schlußtag für deren Einbringung. Bedenkt man, daß 600 Abgeordnete dem 
Landtage angehören, von welchen mehrere 6 bis 8 Petitionen eingereicht haben, 
ſo erſcheint obige Zahl gar nicht ſo enorm. — Nachdem vor etwa 3 Wochen eint 
das neue Judengeſetz betreffende Propoſition (14 Quartſeiten ſtark) an die Depu⸗ 
tirten vertheilt worden war, iſt vorgeſtern denſelben eine Dentſchrift übergeben 
worden, welche 40 Druckbogen umfaßt und denſelben Gegenſtand in Erteuſo be- 
handelt. Mit dem Inhalte der Propoſition, welche 19 Punkte der Reform, 
aber nicht immer im Sinne der Emancipation, unterwirft, find die hieſigen Zus 
den nicht durchweg zufrieden, und mehre Konferenzen wurden ſchon abgehalten, 
um ſich über dieſen Gegenſtand zu berathſchlagen. Zum großen Troſte gereicht 
es ihnen, daß die Stimmung der Deputirten, ſelbſt derer aus Sachſen, eine 
der vollſtändigſten Emancipation zugethane iſt. Die betreffenden Debatten werden 


ſchon mit Nächſtem ſtattfinden, denn ſchon am 3. Mai begiebt ſich die Kommiſ⸗ 


ſion, der die Petitionen um Emancipation zugewieſen ſind, an ihre Arbeit. — 
Dr. Meyen wünſcht, ſeine zweijährige Feſtungsſtrafe in Magdeburg abzubüßen. 
Dem Vernehmen nach foll aber die Feſtung Stettin für ihn beſtimmt fein. — Das 
neue Gefangenhaus bei Moabit, zur Verwirklichung des penſylvani⸗ 
ſchen Strafſpſtems erbaut, iſt für dieſen Zweck noch nicht vollſtändig eingerichtet. 
Dagegen dient es bekanntlich für jetzt zur Aufbewahrung der Unterſuchungsgefan— 
genen in dem Polenprozeß, wozu es ſeiner Räumlichkeit und feiner geſunden Lage 
wegen auch vorzugsweiſe geeignet iſt. Bewohnt wird von dieſen Gefangenen zur 
Zeit nur der mittlere Flügel, welcher 127 Gefängniſſe und 14 Krankenzellen 
zählt. Die Zahl der Gefangenen beträgt etwa 140 Außerdem befinden ſich noch 
etwa 100 Angeſchuldigte in den Gefängniſſen zu Sonnen burg, welche vou 
dort ebenfalls werden hierhergebracht werden und zu deren Aufnahme ein zweiter 
Flügel des Hauſes eingerichtet iſt. Der Geſundheitszuſtand der Gefangenen, 
gerade in ihren jetzigen Gefängniſſen, worüber ſo vielerlei ungünſtige Nachrichten 
verbreitet waren, läßt durchaus nichts zu wünſchen übrig. 

Von dem Grafen E. Reichenbach iſt an den Landtagsmarſchall Fürſten zu 
Solms⸗Lich folgendes Schreiben gerichtet worden: „Durchlauchtigſter Herr! Der 
Fürſt zu Hohenlohe hat mir mitgetheilt, daß er mein Schreiben, worin ich mein 
Recht auf die Deputirtenſtelle der Ritterſchaft des Brieger Wahlbezirks nachweiſe 
und meine Einberufung verlange, Ewr. Durchlaucht zu weiterer Veranlaſſung 
übergeben habe; gleichwohl habe ich bis dieſen Augenblick noch keine entſcheidende 
Antwort erhalten. Meiner Rechtsüberzeugung nach kann die Ständeverſammlung 
durchaus keinen gültigen Beſchluß ſaſſen, bevor fie vollkommen geſetzlich konſtituirt 
iſt und weiß, daß fie es iſt; ich verlange daher von Ewr. Durchlaucht als Land— 
tagsmarſchall, daß Sie die rechtmäßige Konſtituirung der Kammer vor allem un— 
terſuchen und alſo die Frage meiner Wahl noch vor der Adreſſedebatte auf die Ta⸗ 
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gesordnung der Verſammlung bringen. Sollten Ew. Durchlaucht meinem Ver⸗ 
langen nicht entſprechen, jo erkläre ich hierdurch zu Ewr. Durchlaucht Händen, daß 
ich auf das Entſchiedenſte gegen die Rechtsgültigkeit aller und jeder Beſchlüſſe der 
Stände in ihrer jetzigen ungeſetzlichen Zuſammenſetzung proteſtire. Berlin, den 
14. April 1847. Gez. Ed. Graf Reichenbach. Es iſt indeß auf dieſes Schrei⸗ 


ben in den ſtändiſchen Verhandlungen durchaus keine Rückſicht genommen worden, 


Den Behörden iſt es geglückt, 6000 Wispel Ruſſiſchen Roggens für Berlin 
auzukaufen, der, bei der jetzt ganz offenen Schifffahrt, in Kurzem hier eintreffen 
wird. Auch ſoll die Aufgabe, die hieſigen Einwohner bis zur Erntezeit vor Man⸗ 
gel an Lebensmitteln zu ſchützen, der Loͤſung nahe ſein, ſo daß man hier wenig⸗ 
ſtens ruhig und vertrauensvoll der Zukunft entgegenſehen kann. Um die vielen 
arbeitsloſen Menſchen in der gegenwärtigen ſchweren Zeit zu beſchäftigen, ſollen 
nun auch bei der Schiffbarmachung des Landwehrgrabens, woran in der letzten 
Zeit nur wenig gearbeitet wurde, tauſend Perſonen Arbeit erhalten. Bis jetzt 
ſcheint hier die Noch um Arbeit wirklich größer zu fein „als die Noth um Lebens⸗ 
mittel. Hoffentlich werden nach dem 17. Mai, dem Stich- oder Abwickelungs⸗ 
tage der Getreidehändler, die hohen Getreidepreiſe auch wieder heruntergehen. 

Dauzig den 1. Mai. (Elb. Anz.) In dieſem Frühjahr ſind bereits über 
200 meiſtentheils mit Hölzern beladene Schiffe von Neufahrwaſſer aus in See 
gegangen. Auf den Holzfeldern und Speichern iſt der Verdienſt der Arbeiterklaſſe 
bedeutend, und die Kaufleute haben freiwillig das Tagelohn von 8 auf 10 Sgr. 
erhöht, jo daß wir diesmal wohl von der Aufruhr-Epidemie verſchont bleiben wer⸗ 
den. Elbing hat dagegen am Bußtage Abends um 10 Uhr einen Straßentumult 
gehabt, der jedoch lediglich aus einer Schlägerei hervorging, der vor der Tiſchler⸗ 
herberge zwiſchen Geſellen ausbrach, und bei dem auch Feuſter und Thüren der 
Herberge in Stücke gingen. Da die Polizei nichts ausrichtete, ſo wurde die 
Wache geholt, die aber nichts mehr aufzuräumen fand. Die Raͤdelsführer dieſes 
Tumults ſind nachträglich verhaftet worden. f 

Breslau. — Gegen Einzelne der Tumultuanten vom 23. März iſt das 
Ertenntniß bereits ergangen. Unter andern iſt einer der Theilnehmer an jenem 
Erceſſe zu einer achtmonatlichen Feſtungsſtrafe verurtheilt und zu derſelben bereits 
abgeführt worden. 

Aus der Provinz Sachſen, den 1. Mai. Wir haben Hoffnung, 
Se. K. Hoh. den Prinzen Karl noch im Laufe dieſes Monats in unſerer Mitte 
weilen zu ſehen. Se. K. Hoh. will nämlich das in der Propinz Sachſen ſtehende 
vierte Armee Corps, deſſen kommandirender General er iſt, jetzt infpieiren und 
zu dieſem Behufe direct aus Italien zurückkehren. Seine hohe Gemahlin und 
Prinzeſſin Tochter werden bis zum October noch von der Reſidenz Berlin ent⸗ 
fernt bleiben. 

Vom Rheiu. (Tr. Z.) Schon mehrfach verbreitete ſich das Gerücht, daß 
die Staatsregierung bezwecke, den Ueberſchuß der Einnahmen des Staats dazu 
zu verwenden, ſchlechtſtehende Eiſenbahn-Papiere anzukaufen und ſo dem Curs 
die groͤßtmoͤglichſte Stabilität zu geben; das Gerücht beſtätigt ſich jetzt und wird 
man zuerſt Niederſchleſiſch-Märkiſche Actien ankaufen, um den Curs zu fixiren. 
Zunächſt wird der Staat ſein Augenmerk auf alle diejenigen Bahnen richten, de⸗ 
ren Zinſen vom Staate mit 34 pCt. garantirt worden ſind. 


— 
Ausland. 
e a e 
Lahr den 26. April. (Mannh. J.) Geſtern iſt Dr. Rauſchenplatt 


von dem Bezirksamte Kork nach verkündetem Urtheil des Hofgerichts zu Raſtatt 
der ſeit kurzer Zeit über ihn verhängten Verhaftung wieder entlaſſen worden und 
nach Straßburg abgereiſt. 

Kiel. — Die Antwort auf die ritterſchaftliche Adreſſe hat in der Ritterſchaft 
den Muth, das begonnene Werk fortzuſetzen, keineswegs niedergedrückt. Ich 
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kann Ihnen bereits mit Beſtimmtheit die Nachricht geben, daß die Ritterſchaft 
die Sache nicht ruhen laſſen wird. In den nächſten Tagen wird hier eine Ver⸗ 
ſammlung in dieſer Beziehung ſtattfinden. — Allen den Kandidaten, welche 
im Juli v. J. die in Neumünſter abgefaßte Adreſſe an die Holſteinſche Stände⸗ 
Verſammlung unterſchrieben, iſt die Beſtallung zur Advocatur oder zum Staats⸗ 
dienſte, wie man vernimmt, verſagt worden. Gegen den Obergerichts⸗Advota⸗ 
ten Beſeler, welcher in der Neumünſterſchen Volks⸗Verſammlung die Stelle eines 
Präſidenten übernommen, iſt die Anklage des Fiscals bei dem Obergerichte an- 
gebracht. Dieſe Sache wird, wenn das Obergericht die Vorladung bewilligt, 
nach den hieſigen Prozeßgrundſätzen öffentlich und mündlich verhandelt werden. — 
Man ſpricht von einem Verbot der Getreide-Ausfuhr. — Auch hier iſt der Ein⸗ 
fuhrzo für Mehl, Grütze u. ſ. w. aufgehoben worden, und für Kornwaaren 
jeder Art ſollen bis auf Weiteres keine Schiffsabgaben erhoben werden. 

Hamburg, den 1. Mai. Wegen der aus Berlin eingegangenen Nachrich⸗ 
ten iſt hier eine weitere Steigung der Brodpreiſe unterblieben. Hamburg joll, 
wegen gar nicht, oder nicht zeitig gelieferter Kornkäufe aus den Oſtſeehäfen, bes 
deutende Summen gewonnen haben. 

Braunſchweig, den 30. April. Auch hier herrſcht Aufregung wegen der 
Theuerung der Lebensmittel. Auf der Hedwigsburg bei Wolfenbüttel hat man 
mordbrenneriſche Anſchläge gegen die Wucherer gefunden, und in Wolfenbüttel, 
wie hier, find mehrere Häufer von unbekannter Hand mit ſchwarzen Kreuzen be⸗ 
zeichnet. In Schöningen, einer kleinen Stadt an der Preußiſchen Grenze, haben 
wirkliche Unordnungen ftattgefunden, namentlich iſt ein Angriff auf die Domainen 
erfolgt. Von hier iſt auf der Eiſenbahn Militair dahin abgeſandt worden. 

Altenburg. — Am 22ſten April traf Se. Kaiſerl. Hoheit der Großfürſt 
Gonſtantin hier ein, und am 24ſten fand deſſen Verlobung mit der jungen Prin⸗ 
zeifin Alexandra von Sachſen-Altenburg, jüngſten Tochter Sr. Hoh. unſers Her⸗ 
zogs, ſtatt und am 25ſten wurde die Verlobung bei Hofe gefeiert. Im Späte 
ſommer wird die Prinzeſſin nach Rußland abreiſen, um dort, vor ihrer Vermaͤh⸗ 
lung, in den Glaubenslehren der griechiſchen Kirche unterrichtet zu werden. Vor 
der Rückkehr nach Rußland wird der Großfürſt mit ſeiner Braut noch einen Be⸗ 
ſuch in Hannover machen. *) 5 

Frankfurt a/ M. den 1. Mai. Der hieſige deutſch⸗katholiſche Pfarrer iſt 
ermächtigt worden, Taufen und Trauungen gültig vorzunehmen, wenn die Täuf⸗ 
linge geborene Frankfurter find und der deutſch-katholiſchen Gemeinde angehören, 
wenigſtens einen deutſch⸗katholiſchen Vater haben, während die Mutter ihre Bei⸗ 
ſtimmung giebt und wenn beide Brautleute Angehörige von Frankfurt und der 
deutſch⸗katholiſchen Gemeinde find. — In unſerer Gegend herrſcht jetzt viel Noth 
unter den Leuten, welche ſich zur Auswanderung entſchloſſen haben und jetzt von 
den Unternehmern, welche die neuen Nordamerikaniſchen Geſetze fürchten, zurück⸗ 
gewieſen werden, ſo daß ſie nirgends ein Unterkommen haben. 

Nürnberg, den 29. April. Die öffentliche Ruhe iſt hier nicht weiter ge— 
ſtört und die Anwendung der militairiſchen Gewalt nicht weiter nöthig geworden. 
Das einzige Unangenehme war das Schreien und Pfeiffen einzelner Muthwilligen 
und eine große Anſammlung am 27ften Abends vor der Hanptwache. Uebrigens 
waren die kräftigſten Maßregeln getroffen, die Truppen conſignirt, die Wachen 
verſtärkt und Patrouillen durchzogen die Stadt. Eine obrigkeitliche Verordnung 
befiehlt, daß die Familienväter, von 7 Uhr Abends an, ihre Hausleute zuſam⸗ 
menhalten und um 10 Uhr Jeder, bei Gefahr der Verhaftung, fi auf gerade⸗ 
ſtem Wege nach Haufe begeben ſoll. Die Unterfuchung iſt eingeleitet und es ſind 
noch mehrere Verhaftungen erfolgt, während auch andere Verhaftete wieder frei⸗ 
gegeben worden find; 6 

Karlsruhe, den 29. April. Se. K Hoh. der Großherzog hat den jetzigen 
Profeſſor in Heidelberg, Rob. Mohl, zum Geheimen Hofrath ernaunt. — K. 
Heinzen erklärt in Bezug auf die von Ißzſteiniſchen Sammlungen für ihn, daß 
dieſelben nur für ſeine Reiſe nach Amerika beſtimmt geweſen ſeien und er ſelbſt nur 
von den früheren Geldern einen Theil für publieiſtiſche Zwecke verwendet habe. 
Nie ſei in Briefen zwiſchen ihm und Hrn. von Ibſtein von Verwendung der Gel— 
der zu revolutiouairen Zwecken die Rede geweſen. 


Heſſen und bei Rhein. — Am 24. April iſt nachſtehende Bekannt⸗ 
machung erſchienen: Die hoͤchſte Staats- Behörde hat ſich veranlaßt geſehen, die 
alsbaldige Aufnahme der Vorräthe an Getreide, Mehl, Reis, Hülfenfrüchten 
und Kartoffeln in allen Gemeinden des Großherzogthums zu verfügen, und es 
wird mit dieſer Aufnahme, die ſich auf alle Bewohner der Gemeinden ohne Un⸗ 
terſchied und auf alle Fruchtſpeicher ꝛc., die herrſchaftlichen mit eingeſchloſſen, 
erſtreckt, im Kreiſe Darmſtadt nächſten Sonnabend, den 24ſten d. M., begon⸗ 
nen werden. Die Großherzoglichen Bürgermeifter find mit der Leitung dieſes 
Geſchäfts beauftragt und werden die zur Ausführung deſſelben nöthigen Kommiſ⸗ 
ſionen beftellen. Indem man die Bewohner des Kreiſes Darmſtadt hiervon in 
Kenntniß ſetzt, erwartet man, daß den Aufnahme -Kommiſſionen pünktlich und 
pfiichtmäßig die vorhandenen Vorräthe angegeben und vorgezeigt werden. Soll⸗ 
ten, wider Erwarten, Verheimlichungen don Vorräthen ſtattfinden oder ſolche 
der Aufnahme auf irgend eine Art entzogen werden, ſo zieht dies eine Strafe 
von 5 Fl. für jedes verheimlichte Malter nach ſich. — Außerdem iſt, um in 


) Einem Privatſchreiben zufolge wird Se Kaiſerl. Hohe, bevor er feine gro 
in Hannover nach England und Frankreich antritt, noch einen Beach une 


fortwährender Kenntniß darüber zu bleiben, über welche Vorräthe in den einzel⸗ 
nen Gemeinden disponirt werden kann, höchſten Orts beſtimmt worden, daß, 
zum Behuf der desfalſigen Kontrolle, vor der Hand und bis auf weitere Verfü⸗ 0 
gung vom Tage der ſtattgehabten Aufnahme der Vorräthe au jeder Verkauf und 
überhaupt jede Abgabe von dieſen Vorräthen — mit alleiniger Ausnahme kleinerer 
Quantitäten an Getreide, Kartoffeln We, re dt zu 
einem Malter und Reis bis zu einem Gentner, — wodurch Theile der 
Quantitäten derſelben aus einer Gemeinde in andere Gemeinden oder an andere 
Orte verbracht werden, dem Großh. Bürgermeiſter der betreffenden Gemeinde, 
worin ſich die Vorräthe befinden, bei einer Strafe von 10 Fl. bon jeder Ab- 
fuhr angezeigt werden muß.“ R 


fer nie 


Wien, den 30. April. (K. Z.) Heute früh um 4 Uhr iſt Se. K. H. der 
Erzherzog Carl an den Folgen einer Entzündungs⸗Krankheit im 76. Jahre 
feines Alters verſchieden. Die Theilnahme iſt allgemein. Geſtern Nachmit⸗ 
tag war die Kaiſerliche Familie nach und nach am Todtenbette des großen Helden 
erſchienen. Bei feinen Verſcheiden waren nur feine Söhne, die Erzherzoge Al 
brecht und Wilhelm und der aus Prag herbeigeeilte Erzherzog Carl Ferdinand und 
die Erzherzogin Maria und Hildegard anweſend. Sein Sohn, der Erzherzog 
Friedrich, iſt zwar mittelſt Courier hierher geholt worden, kann aber erſt morgen 
eintreffen. Als Menſch und Vater war der Verewigte ebenfalls einer der Edel⸗ 
ſten. Sein Nachfolger in den großen Majorats-Gütern der Albertiniſch-Sächſi⸗ 
ſchen Erbſchaft iſt der Erzherzog Albrecht, commandirender General von Nieder 
Oeſterreich. Die Revenuen ſind indeſſen in den letzten Jahren ſehr geſchmälert 
worden und anderer Seits haben ſich die Auslagen des Erzherzoglichen Hofes be⸗ 
deutend vermehrt. — Den neueſten Nachrichten aus Conſtantinopel vom 19 d. 
zufolge, hatte der dortige Ruſſiſche Botſchafter, v. Titof, ganz unerwartet die 
Griechiſchen Unterthanen unter ſeinen Schutz geſtellt, und eine diesfällige Anzeige 
an das, darüber nicht wenig betroffene, Pforten⸗Miniſterium erlaſſen. Dieſe De⸗ 
monſtration wird wohl den Uebermuth des Divans abkühlen. — Aus Athen iſt 
die Nachricht eingetroffen, daß drei Franzöſiſche Kriegsſchiffe in den Piräeus ein⸗ 
gelaufen waren. Es ging dort das Gerücht, der König wolle, im Falle ſich die 
Griechiſch-Türkiſche Frage, durch fo viele Intriguen genährt, nicht bald löſe, zu 
Gunſten des Herzogs von Leuchtenberg, Schwiegerſohnes des Kaiſers Ni⸗ 
kolaus, deſſen Familie, bekanntlich in der Griechiſchen Religion erzogen wird, 
abdanken. 

Es iſt unzweifelhaft, daß von Seiten Oeſterreichs in der Bundesverſammlung 
ein Antrag in Betreff der Preſſe gemacht werden wird, welcher dieſelbe von den 
bisherigen Bundesbeſchränkungen befreit, jedoch die Beſprechung auswärtiger Bun⸗ 
desangelegenheiten (anderer Bundesſtaaten?) unter Aufſicht ſtellt. Die Zeitfragen 
und inneren Angelegenheiten würden alſo ohne Gefahr erörtert werden können. 
Preußen hat Oeſterreich die Initiative überlaſſen, man glaubt aber, daß mehrere 
Staaten, namentlich Hannover, Kurheſſen c., nicht beitreten werden. Der be⸗ 
abſichtigte Weg ſoll übrigens nur als Probe gelten, da im Fall von Verwickelun⸗ 
gen kein Rückſchritt erfolgen, wohl aber zu einem allgemeinen Preßgeſetz geſchrit⸗ 
ten werden kann. * 

Wien den 1. Mai. Es iſt jetzt entſchieden worden, daß den Jeſuiten der 
Aufenthalt in Prag nicht geſtattet wird: der Verfaſſer einer Flugſchrift gegen die 
Jeſuiten, Arnold, iſt aber in Prag verhaftet worden. Eine Bittſchrift für die 
Jeſuiten hat die Regierung ſelbſt beſeitigt. 

In Salzburg hat bei der großen Parade, am Geburtsfeſt des Kaiſers, ein 
Kavallerie-Lieutenant und Graf einen Studenten aus Salzburg ungehindert mit 
dem Säbel gehauen. Man rief „Studenten heraus“ und verfolgte den Ofſtzier, 
während die Polizei zu ſchwach war, den Tobenden Einhalt zu thun. Den 


ganzen Tag blieb das Haus blockirt, und Abends wendete ſich der Volkshaufe 


von mehreren Tauſenden gegen die Hauptwache, da es hieß, daß der Offizier 
über die Dächer geflüchtet ſei. Die Wache trat unter das Gewehr, der Offizier 
ließ laden und es kam zum Aeußerſten, bis der commandirende General erſchien 
und Genugthung verſprach, worauf ſich die Menge verlief. In der That iſt der 
Offizier nach der Feſtung gebracht und eine Unterſuchung eingeleitet worden. 

Es iſt jetzt eiwieſen, daß bei den Galiziſchen Unruhen die Anwendung von 
Gift und Dolch als Mittel zum Zweck angenommen war. i 

Der bereits durch Hungersnoth heimgeſuchte Ungariſche Markiſtecken Groß⸗ 
Szolonta, in der Biebaer Geſpannſchaft, iſt am 17. April bis auf ein Fuͤnftheil 
abgebrannt. Der Ort hat 12,000 Einwohner, und mehrere Menſchen haben 
bei dem fürchterlichen Unglück das Leben verloren. Leider iſt auch das Comitats⸗ 
Magazin mit allen feinen Lebensmittel-Vorräthen in e aufgegangen. 

Se. K. Hoh. der Erzherzog Stephan iſt von Se. Daj. zum Feld⸗Marſchall⸗ 
Lieut. ernannt worden. Der Cröffnung des Böhmiſchen Landtags, die am 1. 
Mai ſtattfindet, wird dieſer Prinz jedenfalls beiwohnen. Schon ſind die mei⸗ 
Böhmiſchen Cavaliere in gleicher Abſicht don hier abgereiſt ai 

(Schw. M.) Wenn die jetzigen Verwickelungen im Oriente ſich wider Er⸗ 
warten noch ernſter geſtalten ſollten, To ſcheint gewiß, daß dabei Oeſterreich und 
Preußen, und mit ihnen der gewichtige Einfluß des Deutſchen Bundes, Hand 
in Hand gehen werden. ö N 

Prag. — (A. 3.) Was auswärtige Blätter, namentlich der Nür nb. 
Korr. und nach ihm andere von ernſthaften hier ausgebrochenen Arbeite run⸗ 
ruhen, wobei ſogar Blut geſloſſen, erzählen und ſabeln, davon weiß man hier 


glücklicherweiſe gar nichts und es beſchränkt ſich die Wahrheit in dieſer Sache auf 
das, was ich Ihnen in meinem vorletzten Schreiben vom 42. April meldete, 
nemlich daß Arbeiterhaufen in der Vorſiadt Karolinenthal Koalitionen und Unruhen 
verſuchen wollten, jedoch durch das eruſte Einſchreiten des dortigen Amtmanns 
ohne polizeiliche und militairiſche Hülfe daran verhindert wurden; dagegen läuft 
vom Lande die Nachricht ein, daß in der Stadt Kommotau, welche an der 
Saͤchſiſchen Grenze in dicht bevölkerter Gegend liegt und der zweite Hauptgetreide⸗ 
markt von Böhmen iſt, ernſthafte Kornunruhen ausgebrochen find. 
i Galizien. 

Krakau den 1. Mai. Einer heute veröffentlichten Kundmachung zufolge 
bleibt das in Krakau und deſſen Gebiet zur Zeit geltende Stempelgeſetz dom Jahre 
1833 der früheren Krakauer Regierung noch fernerhin bis zu dem Zeitpuntte in 
Wirkſamkeit, in welchem die Oeſterreichiſche Juſtizverfaſſung und die Oeſterreichi⸗ 
ſchen Juſtizgeſeze in Krakau 7 1 SE 1. Weiterhin enthält erwähnte 
Kur N rige weitere Delail. 

Kundmachung das hiezu geh er a nt erh 

Paris den 30. April. J. K. H. die verwittwete Erb⸗Großherzogin von 
Mecklenburg⸗Schwerin, Mutter der Herzogin von Orleaus, iſt hier augetommen. 

In den letzten Tagen ſind wegen der Spaniſchen Angelegenheiten mehrere 
Miniſter⸗Berathungen gehalten und viele Couriere abgeſandt worden. 

Geſtern erzählte man in der Deputirtenkamer, der Großherzog von Toscana 
habe in ſeinen Staaten die Preßfreiheit proklamitt, was zu diplomatiſchen Erör⸗ 
terungen geführt habe. a 


Bu⸗Maza ſoll den Wunſch zu erkennen gegeben haben, unter den Bedingun⸗ 


gen, daß man ihn zum Aga mache, zu Frankreichs Fahne überzutreten, und es 


ſcheint, daß man geſonnen iſt, darauf einzugehen. 282 

Mehmed Ali ſoll der Regierung angeboten haben, ihr für 50 Mill. Frs. 
Getreide zu liefern und dafür Schatzſcheine zu nehmen. 4 ö 

In der geſtrigen Sitzung der Deputirtenkammer iſt das Geſetz über die ge⸗ 
heimen Fonds von 220 Stimmen gegen 56 angenommen worden; mini⸗ 
ſterielle Majorität: 164. — Die Diskuſſion dauerte nur vier Stunden 
und bot im Ganzen wenig Intereſſe. 

Ju der heutigen Sitzung der Deputirtenkammer iſt der das Griechiſche Anlehen 
betreffende Geſetzentwurf angenommen worden. 

Auf die von der Engliſchen Regierung gemachten Propoſitionen zu einem Ver⸗ 
gleich mit den Inſurgeuten find. die Portugieſiſchen Miniſter nur ſehr ungern ein⸗ 
gegangen. Einige der vornehmſten Chefs der Juſurrektion find von der verſpro⸗ 
chenen Amneſtie ausgenommen; unter ihnen auch der Graf das Antas. Die 
Königin behält ſich wenigſtens in Betreff derſelben die Prärogative der Gnade vor. 

Das Journal des Débats macht heute einen abermaligen Verſuch, die 
Regierung zu beſtimmen, von den Kammern die freie Getreide- und Vieheinfuhr 
vis zum Juli 1848 zu verlangen. Der Hauptgrund, den die Regierung und 
die Vertreter des Prohibitivſyſtems dieſem Anſinnen entgegenhalten, iſt der, daß 
die dermalige Höhe der Getreidepreiſe zum großen Theil von der Spekulation er⸗ 
künſtelt ſei, und daß ein Fallen derſelben plötzlich eintreten könne, ohne daß 
man nöthig habe, die freie Einfuhr um ein ganzes Jahr zu verlängern. Der 
Handels miniſter will ſich zu keiner Maßnahme verſtehen, bis ſich über das Reſultat 
der nachſten Ernte ein einigermaßen beſtimmtes Ureheil abgeben laſſe. Hierauf 
antworten unn die Débats, daß es thöricht ſei zu hoffen, ein Sinken der Frucht⸗ 
und Mehlpreiſe werde vor Ende des Jahres 1848 eintreten. — Seit dem 20. 
April find übrigens die Preiſe in der Fruchthalle im Fallen begriffen, 
wenn auch nur ſehr laugſam. 

Die Vertreter der legitimiſtiſchen Preſſe ſind ſeit vierzehn Tagen in Paris in 
einem Kongreß verſammelt und haben den Vicomte Chateaubriand beſucht, 
ihm ihre Huldigungen darzubringen Der berühmte Verfaſſer des Genie du Chris- 
lianisme befindet ſich im Zuſtand großer Schwäche. 

Spanien. 

Madrid, den 23. April. Der „Faro“ nimmt heute für den König Fran⸗ 
eiseo eine der Würde deſſelben entſprechende Dodation in Anſpruch, die auf 
das Budget des Koͤniglichen Hauſes gebracht werden ſoll. Nach demſelben Blatt 
ſollen Regierung und Behörden in Madrid am geſtrigen Abend Ruheſtörungen 
befürchtet haben. Es ſeien deßhalb Vorſichtsmaß regeln getroffen worden. 

Der Entwurf, welcher die Regierung autoriſtrt, die Steuern fortzuerheben, 
iſt als Geſetz veröffentlicht worden. 

Nach dem „El Espanol“ hätte eine Compagnie, welche bereits über ein Ga: 
vital von 120 Millionen Fr. verfügt, bei dem Franzöſiſchen Generalgonverneur 

3 Afrika über die drei Provinzen Algier, Oran und Conſtantine Erkundigungen 
eingezogen, da fie dieſelben colonifiren wolle 0 

Großbritannien und Irland. 

Der Geſundheit uſtand des Lord, Statthalters von Irland, Grafen Besbo⸗ 
rough, ertegt eruſtliche Unuhe. Der Obferver meint, daß der Verluſt dieſes 
Staatsmannes unter den letzigen Umſtänden ein Landes⸗Unglück ſei. (Nach einer 
noch unverbürgten Nachricht fei der Graf bereits tod.) — Ein Dubliner Blatt 
ſchüldert O'Connells's Krautheit als eine große Beſorgniß einfloßende, da die all⸗ 
gemeine Schwäche immer mehr zunimmt. . 

Der Admiral Sir Davidge Gould, der letztlebende von Nelſons Capitainen 
bei Abnkir, iſt am 23ſien d., 90 Jahre alt, geſtorben. Er war 70 Jahre 
im Staatsdienſte. ö 
Die Engliſche Seemacht beftand zu Anfang d. M. aus 700 Kriegsſchiſſen 
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aller Größen, ohne die Dampfböte, über welche die Regierung im Falle eines 


Krieges verfügen kann. 
Schweiz. 

Teſſin. Ein Luzerner Korreſpondent der Augsburger Poſtzeitung 
meint, daß ſich im Teſſin, deſſen Landesbehörden innerhalb einer Friſt von 10 
Monaten einer Jutegralerneuerung entgegengehen, augenſcheinlich ein Umſchwung 
der Dinge vorbereite. Nach ſeinen Angaben wäre die Spannung und die gegen⸗ 
ſeitige Wuth der Parteien fortwährend groß. Das Haupt der Oppoſition, Ins 
genieur Somazzi, ein Mann voll perfönlichen Muths, gehe bei Tage nur mit Pi⸗ 
ſtolen bewaffnet und des Nachts gar nicht aus. Daſſelbe thue andererſeits auch 
der bekannte Radikale, Oberſt Luvini. Der konſervative Confederato Tie. 
zähle doppelt jo viel Abonnenten als der radikale Republ., der von einem Ita⸗ 
lieniſchen Flüchtling geſchrieben werde. Die Regierung befinde ſich in großer finanz 
zieller Verlegenheit. Die Angelegenheit der Gebrüder Pagani habe die Häupter 
der radikalen Partei in den Augen des Volkes auf die fatalſte Weiſe blosgeſtellt 
und die Schwäche der Regierung habe ſich darin gezeigt, daß ſie es nicht gewagt, 
die Unterſuchung gegen die Meuterer von Mendriſio, die letzten Kornaufläufe be⸗ 
treffend, fortzuführen, ſondern dieſelbe niedergeſchlagen habe. 

Baſel den 27. April. Ein bekannter höherer eidgenöſſiſcher Offizier iſt 
Willens, im Fall eines Bruches zwiſchen der Pforte und Griechenland, dem 
letztern mit 8000 Mann Schweizern zur Hülfe zu ziehen. Baiern will Kleidung 
und Bewaffnung liefern, Frankreich den Sold garantiren und die Mannſchaft 
überſchiffen. 

Rußland und Polen. 

Warſchau, den 27. April. Die Preußiſchen Landtags = Verhandlungen 

werden hier, was zu verwundern iſt, ganz ungeſchwärzt geleſen. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Poſen, den 5. Mai. In der verfloſſenen Nacht iſt die drei Meilen von 
hier gelegene Stadt Murowanna Goslin zum größten Theil ein Raub der 
Flammen geworden. Da uns bis jetzt genaue Nachrichten fehlen, ſo koͤnnen wir 
weder über die Zahl der abgebrannten Gebäude, noch über die Entſtehung des 
Feuers eine verläßliche Mittheilung machen; inzwiſchen iſt es nicht unwahrſchein⸗ 
lich, daß das Gerücht, welches das Feuer einer böswilligen Brandſtiftung zu⸗ 
ſchreibt, Recht habe. Menſchenleben ſind, ſo viel bis jetzt bekannt geworden, da⸗ 
bei nicht verloren gegangen. — In mehreren Städten unſerer Provinz haben in 
Folge des herrſchenden Nothſtandes in den letztverfloſſenen Tagen Unruhen ſtatt⸗ 
gehabt, ſo in Gneſen, Rogaſen u. a. O., doch iſt die Ordnung in dieſem 
Augenblicke bereits hergeſtellt. — Zur Verhütung von Exceſſen in den kleinern 
Städten find von hier mehrere Militair⸗Commando's ausgerückt. 


In der Nacht vom 22. zum 23. d. M. ſind aus dem Juſtizgefängniß zu 
Elbing drei berüchtigte und höcht gefährliche Verbrecher entſprungen. Dieſel⸗ 
ben hatten, wie die ſtattgefundene Lokalunterſuchung ergab, eine der um den Ofen 
angebrachten eiſernen Stangen losgebrochen. und vermittelſt dieſer die Thüre des 
Gefängniſſes erbrochen. Von dem Dachboden des Gebändes aus waren ſie dann 
über mehrere Dächer benachbarter Hauſer geſtiegen, hatten ſich in einen Hof hin⸗ 
untergelaſſen, den Zaun deſſelben überſtiegen und waren ſo in's Freie gelangt. 
Die Ketten, mit welchen einer der Gefangenen gefeſſelt war, fand man in dem 
erbrochenen Geſängniß. 

In der Suppenanſtalt zu Bonn ſind Verſuche mit einem bei uns noch nicht 
angewendeten Nahrungsmittel, nämlich mit Mais gemacht worden, die ein fehr 
befriedigendes Reſultat gegeben haben. Die Suppe wurde durch eine ſtarke Zu⸗ 
that des billigen Mais mehls ſchmackhaft und kräftig. a N 4 

Aus Koln ſchreibt man, daß die Auswanderungsluſt jetzt viele Mädchen 
und Frauen erfaßt habe. Frauenzimmer ſollen in Amerika ſehr geſucht fein und 
dort leicht Ehebündniſſe ſchließen können, da durch die Einwanderung das Verhält⸗ 
niß zwiſchen Männern und Frauen ſehr gering geworden iſt. 

Vor Kurzem wurde in Paris ein junger Poſtbeamter der Geldunterſchlagung 
dringend verdächtig zur Haft gebracht. Die Hausſuchung lieferte Beweiſe ſeines 
Verbrechens. Che fie angeftellt wurde, hatte ſich fein Vater mit zwei geladenen 
Piſtolen zu ihm begeben und forderte ihn auf, ſich ſelbſt ſein Urtheil zu ſprechen, 
wenn er ſich ſchuldig fühle. Der verbrecheriſche Sohn hatte den Muth nicht, dem 
heroiſchen Rathe des Vaters zu folgen. 


In Berlin erregen jetzt die beiden Wunderkinder Amalie und Wilhel⸗ 
mine Neruda durch ihr treffliches Violinſpiel große Senſatfon. * 

Aus Rußland, im April. (A. 3.) Ein Kronbeamtex in St. Peters⸗ 
burg, Vietor Lebedew, gab im vergangenen Sommer die Regierungsgeſchichte 
Kaifer Nikolaus des Erſten heraus, ohne zuvor den höchſten Gonſens eingeholt zu 
haben. In vier Abſchnitten umfaßte das Werk die Regierungsgeſchichte des Kai⸗ 
ſers, vom Moment ſeines Regierungsantritts (20. Nov. 1825) bis zum 20. Nov. 
1845. Das Manufeript erhielt die Billigung der Cenſur und verließ die Preſſe. 
Die meiſten Tagesblätter enthielten ein Programm ſeines Inhalts. Kaum aber 
im Publikum erſchienen, ward es auf Befehl der dritten Section der Kaiſerlichen 
Kanzlei eingezogen, auf höchſten Befehl die ganze Auflage vernichtet, der Verfaf⸗ 
ſer dafür mehrtägigem harten Arreſt unterworfen. Dieß beruhte auf der bekaun⸗ 
ten höchſten Verfügung: Niemand ſoll etwas die Kaiſerliche Familie Betreffendes 
herausgeben, ohne zuvor die Erlaubniß des Miniſters des Kaiſerlichen Hauses 
erhalten zu haben. — Die „Nordiſche Biene“ enthielt am Schluß des vergangenen 


Jahrs eine ihr aus Neapel von einer jungen Gräfin R**, die einen Namen in 
der Ruſſiſchen Literatur hat, eingeſandte Ballade, der Deutſchen Ritterzeit ent: 
lehnt, unter der Ueberſchrift der gewaltſame Ehebund. Ein Deutſcher Ba⸗ 
ron aus jener Zeit, vermählt mit einer ihm ebenbürtigen Gattin, lebt mit dieſer 
Eines Tags führen ſie vor ihren verſammelten Lehnsleuten 
und Dienern heftige Klage gegen einander und fordern dieſe auf, ein entſcheiden⸗ 
Die Cenſur erlaubte den Abdruck der 
Ballade ohne Bedenken. Das Publikum lieſ't ſie, ohne ſie beſonderer Beachtung 
Nach zwei Wochen erhebt ſich plötzlich eine anklagende Stimme: 
jene Ballade enthalte deutliche Anſpielungen auf die neueſten Verhält⸗ 
niſſe zwiſchen Rußland und Polen, die viele jetzt bei genauerer Prüfung 


in ſtetem Unfrieden. 
des Gutachten über ihre Sache zu geben. 


zu würdigen. 


ER 


Provinzen verbreitet. 


auch Har erfennen wollten. 
daction und Cenſur eingeleitet, die aber beharrlich betheurten, fie hätten dieſe ver- 
ſieckte Tendenz in der Ballade wahrzunehmen nicht vermocht. 
Menge aufmerkſam auf ſie gemacht. 
ſidenz, um die Nummer des Blatts, ſelbſt um enormen Preis, zu erhalten. In 
hundertfältigen Abſchriften und Ueberſetzungen ward ſie in der Stadt und in den 


Strenge Unterſuchungen wurden darauf gegen Re⸗ 


Jetzt erſt ward die 
Alles rannte nun in die Buchläden der Re⸗ 


Der Prof. Th. Martius in Erlangen zeigt an, daß er von dem Dr. Pruner 
Saamen der abyſſiniſchen Getreidearten, die ſehr ergiebig ſein ſollen, erhalten 
habe, und fo weit der kleine Vorrath reicht, Landwirthen auf portofreie Briefe 
unentgeltlich ablaſſen wolle. 


Stadttheater in Poſen. 

Freitag den 7. Mai: Erſte optiſche Vorſtellung 
des Herrn Profeſſors Ludwig Döbler, Hofkünſt⸗ 
ler Sr. Majeſtät des Königs von Preußen, akade- 
miſcher Künſtler der Königl. Akademie der Künſte zu 
Berlin, Inhaber der großen goldnen Medaille für 
Kunſt und Wiſſenſchaft, Ehrenbürger der Königl. 
freien Hauptſtadt Ofen in Ungarn ꝛc. — Erſte Ab⸗ 
theil.: Landſchaften und architektoniſche Anſichten: 
1) Egern am Tegernſee, 2) Bebek am Bosporus, 
3) der Saal der Fünfhundert im Dogenpalaſt zu 
Venedig, 4) ein Sommerſchloß in der Nähe von 
Davenhort in England; 5) Greifenſtein an der Do- 
nau, 6) Hartmanshof, Königl. Faſanerie bei Nym⸗ 


phenburg in Baiern, 7) innere Anſicht der Ruinen 


des Schloſſes Waſenburg am Niederrhein, bei Win- 
terzeit und Mondbeleuchtung, 8) Säulengang der 
Nordſeite in der Notredame-Kirche zu Paris, 9) der 
Säulengang der Südſeite ebendaſelbſt, 10) ein 
Landhaus in der Nähe von Adrianopel, 11) Anſicht 
vom Eingang vom ſchwarzen Meere in den Bospo— 
rus, 12) der Kloſtergang zu Amalſi nächſt Neapel, 
13) Stolzenfels am Rhein, 14) ein Kloſterhof bei 
Winterzeit. — Zweite Abth.: Optiſches Farben- und 
Linienſpiel. — Vorher zum Erſtenmale: Die 
ſchöne Müllerin; Luſtſpiel in 1 Akt nach dem 
Franzöſiſchen von L. Schneider. 


—— — — nen — — — 


Im Verlage von Guſtav Brauns in Leipzig 
ift erſchienen und bei E. S. Mittler in Poſen 


zu haben: 

Henriette Martin, Taſchenbuch für 
junge Mädchen u. angehende Haus⸗ 
frauen. Eine Unterweiſung zur zweckmäßi⸗ 
gen Einrichtung und Führung des Haushalts 
in allen feinen Beziehungen. Nebſt einer Sam̃⸗ 
lung von Recepten zur Bereitung von Speiſen, 
Aufbewahrung von und Benutzung von Vorrä— 
then, Behandlung der Wäſche ꝛc. Elegant 
gebunden. Preis 20 Sgr. a 

In entſprechender Form iſt hier ein Büchlein ge— 

boten, deſſen Inhalt von augenſcheinlicher Nützlich— 
keit iſt. Daſſelbe erſetzt Erfahrungen im wirthſchaft— 
lichen Bereiche denen, welche ſolche brauchen und 
noch nicht haben, wird zugleich aber auch geübten 
Hausfrauen erfreulich und nützlich ſeyn. — Das 
Büchlein eignet ſich namentlich gut zu Ge⸗ 
burtstagsgeſchenken für Frauen, Bräute, 
Töchter oder Schweſtern. 


Bekanntmachung. 

Höherer Verfügung zufolge ſoll die unbeſäte Ak⸗ 
kerparzelle und die Wieſe auf dem ehemals Flieg⸗ 
nerſchen Grundſtück Nro. 113. (8.) St. Adalbert, 
(gegenüber des Königlichen Train⸗Depots) zur Nuz⸗ 
zung pro 1847 dem Meiſtbietenden öffentlich ver, 
pachtet werden. Es wird daher Termin hierzu auf 


Montag den 10ten Mai c. Vormittags 
10 Uhr 
auf dem genannten Grundſtück anberaumt, zu wel- 


chem die Pachtluſtigen mit dem Bemerken eingeladen 


werden, daß die desfallſigen Bedingungen im Bu⸗ 
reau der unterzeichneten Verwaltung zur Einſicht 
liegen und im Termine werden bekannt gemacht 
werden. 
Poſen, den 5. Mai 1847. 
Königliche Garniſon-Verwaltung. 


Nachdem von des Herrn Miniſters Excellenz die 
Beſtätigung für den zum Ober-Prediger an unſerer 
Kirche erwählten Kandidaten verweigert worden, 
muß zu einer anderweitigen Wahl geſchritten wer— 
den. Wir fordern demnach bereits im Amte befind⸗ 
liche Geiſtliche, oder mit dem Zeugniß der Wählbar— 


keit verſehene Kandidaten des Predigt-Amtes, wel- 


che ſich um die Stelle bewerben wollen, hiermit auf: 

ſich unter Einreichung ihrer Prüfungs- und 
Führungs⸗Zeugniſſe bei uns zu melden. 

Poſen, den 4. Mai 1847. b 


Der Vorſtand der evangeliſchen Kreuz 


Kirche. 

Die Anfuhr von 2300 Stämmen kieferner Bau⸗ 
hölzer von der Warthe ab bis auf den Bahnhof bei 
Poſen ſoll an den Mindeſtfordernden verdungen 
werden. Unternehmungsluſtige wollen ihre Gebote 
bis zum Sten Mai c. ſchriftlich in dem Abthei⸗ 
lungs⸗Bureau der Stargard-Poſener Eifenbahn, 
St. Martin No. 62., abgeben, wo auch in deu ge⸗ 
wöhnlichen Bureauſtunden die nähern Bedingungen 
der Abfuhr, denen ſich der Unternehmer in ſeinem 
Gebote zu unterwerfen hat, einzuſehen find. 

Poſen, den 3. Mai 1847. 

; Plathner, 
Abtheilungs-Baumeiſter. 


Agrippina. 
See-, Fluß⸗ und Land⸗Transport⸗Ver⸗ 
ſicherungs-Geſellſchaft 
zu Köln g/ R. 
Grund⸗Capital: Eine Million Thaler 
Preuß. Courant. 

Nachdem uns von Seiten der Direktion der 
vorgenannten Geſellſchaft die Haupt- Agentur für 
Poſen übertragen worden, empfehlen wir dieſelbe 
als eine derjenigen Anſtalten für Verſicherungen ge— 
gen die Gefahren des Transportes auf Strömen, 
Landſeen, Kanälen, Eiſenbahnen und auf gewöhn⸗ 
lichen Landfrachtgeſchirren, welche in fubjectiver und 
objectiver Hinſicht die größeren Garantieen gewähren. 

In Betreff loyaler Regulirung von Havaricen 
wird ſie in Gewährung mäßiger Prämienſätze und 
eines angemeſſenen Rabatts hinter andern Geſell— 
ſchaften nicht zurückbleiben. 


Fahrpreis gezahlt wird. 


— 


Da ein Theil des Publikums der Meinung iſt, daß zweiſpännige Droſckken theurer als die e inſpän⸗ 
nigen find, ſo macht die unterzeichnete Anjtalt bekannt, 


daß ſowohl für erſtere als für letztere der tarifmäßige 


Ferner iſt die Anſtalt bereit, Droſchken zu Frühparthieen von 4 Uhr ab zu ſtellen, wenn Anmeldun⸗ 
gen dieſerhalb Tags vorher bis Abends 7 Uhr im Comptoir, kleine Gerberſtraße No. 12. erfolgen; und 
erlaubt ſich hierbei gleichzeitig die Anſtalt wiederholentlich um Abnahme der Fahrmarken zu bitten. 


Die Poſener Droſchken-Anſtalt. 


FFC 


Die Besorgung der Coupons zu den Polnischen alten und neuen Pfandbriefen über- 


nimmt gegen billige Provision 


4 


e e e 


Benoni Kaskel. 
Wechsel-Handlung, Breite-Strasse No. 22. 


Auch werden zur Erleichterung des Publikums 
General- und Abonnements⸗Polizen ertheilt. 
Poſen, den 7. April 1847. 
D. L. Lubenau Wwe. & Sohn. 


L o Kei 
Die Erneuerung der Looſe zur IV. Klaſſe, muß 
bei Verluſt des Anrechts bis zum 8. Mai c. geſche⸗ 
hen, da die Ziehung dieſer Klaſſe am 12ten d. Mts. 
beginnt. Ich mache die Lotterie-Spieler hierauf 


. aufmerkfam. 


Der Lotterie-Ober⸗Einnehmer Bielefeld. 


Neue Coupons zu Polniſchen Pfandbriefen beforgt 
ſo wie früher A. Remus. 


Warnung. 

Für die Schulden, die mein Sohn Joſeph von 
Agard gemacht oder ſolche zu machen geſonnen iſt, 
werde ich keine Zahlungen leiſten, vielmehr warne 
ich hiermit das Publikum, ihm nichts auf Kredit 
zu geben, da ich für die Schulden nicht aufkommen 
werde. Poſen, den 2. Mai 1847. 

f Peter von Agard, 
Wilhelmsplatz No. 4. 


Auf dem Dominio Mrowino bei Poſen ſind 
20 Centner Raygras⸗Saamen (Lolium perenne) 
zu verkaufen. 


Vom Ifien d. M. ab habe ich hierorts eine Ta⸗ 
baks⸗Fabrik etablirt, und offerire ich alle Gattun⸗ 
gen von in- und ausländiſchen Rauch-, Schnupf⸗ 
Tabaken und Cigarren en gros und en detail zu 
den billigſten Preiſen. f 

Poſen, den 3. Mai 1847. 

x M. Goldflein, 
Breiteſtraße No. 13. 


Mit den neueſten Mode- und Putzwaaren von 
der Leipziger Meſſe retournirt, empfehle ich meine 
neu etablirte Putzhandlung und offerire die modern⸗ 
ſten Hüte und Hauben, ſo wie alle Gattungen von 
Stickereien zu den billigſten Preiſen. 

Poſen, den 3. Mai 1847. 2 

M. Goldſtein, 
a Breiteſtraße No. 13. 


Schneiderarbeit, ſo wie jede andere Näherei wird 
ſchnell und gut beſorgt von Emilie Walther aus 
Leipzig, große Ritterſtraße No. 7. dei Mad. Kitt⸗ 
ler im Hofe hinten Parterre. 


Am Neuſtädtſchen Markt sub No. 3. iſt außer 
andern kleinen, zum Theil möblirten Wohnungen 
das bisher zur Reſtauration benutzte Souterrain⸗ 
Lokal zu vermiethen, daſſelbe kann mit dem anſto⸗ 
ßenden Laden zu anderweitigem Geſchäftsbetriebe in 
Verbindung gebracht werden. Hierauf Reflektirende 


aben an den Eigenthümer zu wenden. 
. ſic 8 ae A. E. Schlarbaum. 


Breslauerſtraße No- 4. 
iſt ein großer fo wie ein kleiner Laden nebſt den dazu 
gehörigen Wohnungen und Bel⸗Etage von Michaeli 
ab zu vermiethen. | C. Blau. 


!! Bitte nicht zu überfehen !! 
= Reiſe nach Berlin. = 
Jeden Freitag und Dienſtag geht ein Perſonen⸗ 


agen von hier nach Berlin. Näheres im Gaſt⸗ 
hof zum Eichborn. f 
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Zandtags- Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtags am 29. April. 
Kurie der drei Stände. 


Die heutige Seſſton wird um 14 Uhr eröffnet mit dem Vortrage des 
von dem Secretair Kuſchke über die letztvorhergegangene Sitzung aufgenom- 
menen Protokolls, nach deſſen Beendigung äußert 
a Abg. v. Auerswald: Es iſt von mir eine Aeußerung ins Protokoll 
aufgenommen worden, die ich nur deshalb machte, weil ein anderer Abg. aus⸗ 
ſprach, man könnte ſich außerhalb der Verſammlung darauf berufen, daß hier 
eine große Anzahl von Brennereibeſitzern wäre. Da dies Eindruck machen 
könnte, ſo erlaube ich mir, es zu widerlegen. Weil indeß dieſe Aeußerung nicht 
im Protokoll ſteht, fo würde ich wünſchen, daß meine Acußerung auch daraus 
wegbliebe. 

5 Marſchall: Die Verſammlung wird nichts dagegen haben, daß dieſe 
Aeußerung ausbleibt. 1 . 

Abg. Schauß: In Bezug auf die von mir eingereichte Denkſchrift muß 
ich berichtigen, daß fie ſich nicht bloß bezieht auf eine Handelskammer, fon= 
dern auf ein beſonderes Handels-Miniſterium und auf alle Theile der Monarchie. 

Abg. v. Kall: Ich glaube die Worte des Königl. Kommiſſars vermißt 
zu haben: »Noth kennt kein Gebot“, welche er anführte, um die Nothwendig⸗ 
keit eines frühen Schluſſes der Brennereien und eine Beſchleunigung der Be— 
rathung zu motiviren. 5 n i 

Secretair Kuſchke: Dieſe Aeußerung wird in den Zeitungsberichten ent⸗ 
halten ſein, hier können wir uns mit den Beſchlüſſen der Verhandlung begnügen. 

Abg Greger: Es ſcheint, als ob von dem General-Direktor der Steu— 
ern das Amendement geſtellt worden iſt, daß das Verbot des Branntwein⸗ 
brennens von Kartoffeln auch auf das Getreide ausgedehnt werden ſoll. Ich 
habe geglaubt, daß ein ſolcher Antrag aus der Verſammlung herorgegangen 
fei. Denn ich glaube, daß es gegen unſer Reglement fein würde, und daß wir 
uns dagegen verwahren, daß Amendements zur Sprache kommen können, die 
nicht aus der Verſammlung hervorgegangen ſind. x 

(Es wird die betreffende Stelle dahin abgeändert, daß von einzelnen Mit- 
gliedern der Antrag ausgegangen ſei.) . 
Abg. v. Brüneck: In Bezug auf die Bemerkung, welche vom Mini⸗ 
ſtertiſch ausgegangen iſt, kann ich mich nur freuen, daß ſie nicht im Protokoll 
enthalten iſt, ich muß aber auch wünſchen, daß ſie nicht in den Bericht der 
Stenographen aufgenommen werde, denn ſie ſcheint mir in ihren Folgen doch 


bedenklich zu werden. Ueberbaupt müffen wir beſtimmen können, was veröf- 


fentlicht und was nicht veröffentlicht werden foll. 

Marſchall: Hierauf muß ich erwiedern, daß dies zu ſpät kommt. Wenn 
etwas in einer Sitzung vorkommt, was Jemand nicht veröffentlicht haben will, 
ſo würde ich ganz ergebenſt bitten, dies in derſelben Sitzung zu beantragen, 
damit darüber Beſchluß gefaßt werde, ſonſt iſt es zu ſpät. 

Staats⸗Miniſter v. Düesberg: Dem kann ich nicht beiſtimmen, daß 
das, was die Kommiſſarien hier geäußert haben, nicht veröffentlicht werde. 

m Gegentheil glaube ich, daß dies weſentlich abhängt von den Regierungs- 

ommiſſarien ſelbſt; eine Cenſur darüber, ob das, was die Regierungs⸗Kom⸗ 
miſſarien geäußert haben, veröffentlicht werden ſoll, oder nicht, iſt nicht eine 
Sache worüber der Verſammlung die Kompetenz zusteht. Es wird ſich wohl 
eine Verſtändigung herbeiführen laffen, aber eine Enkſcheidung über Veröf⸗ 
fentlichung deſſen, was die Kommiſſarien gefagt haben, ficht zunächſt der Re⸗ 
gierung zu. 


Marſchall: Hierauf hat ſich auch meine Bemerkung nicht beziehen 
ſollen, ſondern ich habe überhaupt nur bemerkt, daß, wenn einem ſolchen 


Antrage Berückſichtigung geſchenkt werden ſoll, er in der Verſammlung ſelbſt 
geſtellt werden müſſe. 

Abg v. Grävenitz: Wenn ich mich erinnere, ſo ſtand in dem Proto— 
koll, mein Antrag ſei mit Unwillen zurückgewieſen worden. Er kann zurück⸗ 
gewieſen werden, aber es braucht nicht im Protokoll zu ſtehen: »mit Unwillen.“ 

Eine Stimme (vom Platze): Es wäre wünſchenswerth, wenn im 
Protokoll geſagt würde: die Ablehnung des Antrags fei einſtimmig geſchehen. 

Abg. v. Grävenitz: Und ich bitte, hinzuzuſetzen, daß ich ſelbſt keine 
Brennerei habe. 

Marſchall: Dies würde ein novum ſein, welches nicht ins Protokoll 
aufgenommen werden kann. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich habe nichts gegen das Protokoll zu 
erinnern, ſondern wollte mir nur in Bezug auf den Geſchäftsgang eine Anz 
frage erlauben. Es ift nämlich von dem geehrten Herrn Landtags-Marſchall 
der hohen Verſammlung mitgetheilt worden, daß die Gegenflände der Tages⸗ 
Ordnung der Verſammlung angezeigt werden ſollen. Das iſt fehr löblich und 
wird auf den Geſchäftsgang einen ſehr wohlthätigen Einfluß äußern. Dieſer 
Einfluß kann aber nur erzielt werden, wenn die Schriftſachen ſich in den Hän⸗ 
den der Mitglieder befinden, wie dies bei den Königl. Propofitionen, Denk⸗ 


ſchriften u. ſ. w. der Fall iſt; aber bei den Petitionen ift dies nicht fo, diefe . 


gelangen höchſtens nur durch das angezeigte Rubrum und in kurzer Redaktion 
der Abtheilungen zur Kenntnisnahme der Mitglieder. Ich wollte mir nun die 
En erlauben, ob der Herr Landtags⸗Marſchall nicht einen Weg anbah⸗ 
Mit Mesh wodurch Petitionen, die von bedeutender Wichtigkeit ſind und die 
langen 2 nien eſſtren, an die Mitglieder zur ſpeziellen Kenntnißnahme ge— 
Marſchall: Ich möchte vorſchlagen, daß der geehrte Antragſieller feinen 
Antrag 1 bis 509 Verathung des Geſchäfte⸗ Reglements Er könnte 
FJ we ven fc, 0 a6 Ya 
0 hi 1 
Abg. e Krüger: Meine Petition über Abänderung des 
$. 79 der Gewerbe⸗Or nung iſt nicht zur Berathung gezogen, ſondern ſtehen 
gelaffen worden. Meine Petition geht nicht auf einen temporairen Beſchluß 
in Hinſicht des Marktweſens, ſondern auf ſtabile Abſchaffung des Vorkau⸗ 
fens. Ich würde demnach fragen, ob meine Petition erledigt ſein, oder ob 
ich meinen Antrag noch in einer neuen Petition wieder einbringen ſoll, daß 
§. 79 der Gewerbe⸗Ordnung abgeändert werde. 


Marſchall: Die Bemerkung des geehrten Redners iſt nicht gegen das 
Protokoll gerichtet. 

Eine Stimme (vom Platz): Der Herr Landtags-Marſchall bezog 
ſich auf den Wunſch, daß es den Antrageſtellern möge geſtattet ſein, in die 
Kommiſſionen bei Berathung ihrer Petitionen eingeladen zu werden. Ich 
wollte nun fragen, ob dieſem Wunſche nachgekommen werden wird. 

Marſchall: Ich habe erklärt, daß dem meinerſeits nichts entgegen- 
ſteht, und die Herren Direktoren der Abtheilungen werden die betreffenden 
Abgeordneten einladen 

Eine Stimme (vom Platz): Ich wollte fragen, ob es den Bethei⸗ 
ligten erlaubt iſt, an der Debatte in der Abtheilung Theil zu nehmen, und ob 
ſie dabei eine Stimme haben? 

Marſchall: Stimme haben fie dabei gewiß nicht, aber an der Bera⸗ 
thung können ſie Theil nehmen. Es ſind noch folgende Petitions-Anträge 
eingegangen, welche hiermit zur Vertheilung kommen: (Es iſt wieder mehr⸗ 
mals vom Platze aus geſprochen worden, ohne daß die Herren ihre Namen 
genannt haben. Die Stenographen find daher nicht im Stande geweſen, fie 
aufzuzeichnen. Die Herren alſo, welche wünſchen, daß ihr Name öffentlich 
genannt wird, würde ich bitten, ſich ſtets zu nennen.) 

Antrag des Abgeordn. M. Flemming von Geilenkirchen, betreffend die 
Amneſtirung derjenigen preußiſchen Unterthanen, welche ſich an den letzten 
polniſchen Unruhen betheiligt haben, der 5. Abthl. Antrag des Abgeordneten 
F. A. Kayſer auf Modification des §. 30 des Geſetzes vom 7. Juni 1821 
wegen Unterſuchung und Beſtrafung des Holzdiebſtahls, der 8. Abthl. Ans 
trag des Abg. Haeger, aus dem Reg.-Bez. Köln, um Aufhebung des Poſt⸗ 
zwanges bei Packeten und Ermäßigung des Geld- und Brief-Porto's, fo wie 
des Porto's von Waaren-Sendungen, der 6. Abthl. Antrag des Abg. Urra 
aus Wormditt auf Abänderung des Geſetzes vom 6. Januar 1843, wegen 
Aufbringung der Unterſuchungskoſten für aufgegriffene Vagabunden und Bett⸗ 
ler, der 6. Abthl. Antrag des Abg. Urra aus Wormditt um in Einklang⸗ 
bringung des Patents v. 3. Februar d. J. mit dem Geſetz vom 17. Januar 
1820, der 4. Abthl. Antrag des Abg. Wehr aus dem Kreiſe Konitz, be⸗ 
treffend die Erſparung im Gendarmerie-Weſen, der 8. Abthl. Antrag des 
Abg. der Stadt Liegnitz, Bornemann, wegen Gleichſtellung der katholiſchen 
Diſſidenten mit den im Staate anerkannten übrigen chriſtlichen Glaubens⸗ 
Genoſſen, der 8. Abthl. Denkſchrift des Abg. Milde aus Breslau wegen 
Verſtattung des Aſſociationsrechts mit unbeſchränkter Redefreiheit, der 5. Ab- 
theil. Ferner ein Antrag des Abg. Wortman aus Hamm, wegen Feſtſetzung 
von Zwiſchenſtufen bei der Klaſſenſteuer. N 

Marſchall: Dieſe Angelegenheit würde am beſten zur Sprache zu 
bringen ſein, wo über Einführung der neuen Steuern berathen werden wird. 
Ich werde den Marſchall des Herren-Standes bitten, ſie damit aufzunehmen. 
Ein Gleiches wird bei folgender Petition einzutreten haben: 

Antrag des Abg. Wehr, bei der Berathung über die Eiſenbahn-Ange⸗ 
legenheit auch gleichzeitig die Berathung über die Bahnlinie aufzunehmen. 
Es iſt dies vom Direktor des Ausſchuſſes beantragt worden, und ich ſchließe 
mich dem an. Es ſind noch mehrere Petitions-Anträge eingegangen, welche 
ich morgen vertheilen werde. Ich erwähnte, daß mehrere Petitions-Anträge 
in die 7. Abtheilung gekommen und auf Antrag dieſer Abtheilung in andere 
verwieſen worden ſind. Der Antrag des Herrn Abg. Seltmann geht dem⸗ 
nach an die ſechſte Abtheilung über. Den Antrag des Herrn Abg. König 
und anderer Mitglieder, auf Errichtung eines Kredit- Inſtituts für Ackerbe⸗ 
figer, aus dem Stande der Landgemeinden, werde ich dem Marſchall der Ku⸗ 
rie des Herrenſtandes überſenden, mit der Bitte, ihn der Abtheilung zur Be⸗ 
rathung über die Land-Renten-Banken zu überweiſen. Die Anträge der 
Herren Lorenz und Krauſe werden denſelben Gang gehen, weil fie ganz kon⸗ 
ner find mit Gegenſtänden, die der Vereinigten Kurie vorliegen. 8 

Abg. v. Godberg: Es ſteht dem Herrn Marſchall zu, die Abtheilun⸗ 
gen zu ernennen, und ich erlaube mir, anzufragen, ob nicht noch eine Ab⸗ 
theilung zu erwählen ſein dürfte. Es kann doch nicht den in die Abtheilun⸗ 
gen gewählten Mitgliedern zugemuthet werden, alle Petitionen aufzuarbeiten, 
während andere Mitglieder gar nichts zu thun haben. 

Marſchall: Ich kann nach meiner Ueberzeugung die Ernennung noch 
einer Abtheilung nicht für zweckmäßig halten. 

. Abg. v. Bardeleben: Es iſt mir bekannt geworden, daß der zur 
ſchleſtſchen Ritterſchaſt gehörige Graf Reichenbach hier bei dem Landtage dar⸗ 
über Veſchwerde geführt hat, daß feine Wahl zum Landtags Abgeordneten 
ſofort, als er in Kriminal⸗Unterſuchung verwickelt wurde, noch ehe das Er⸗ 
kenntniß erfolgte, annullirt und eine neue Wahl veranlaßt worden ift, Jetzt 
iſt derſelbe ganz freigeſprochen worden. Er fühlt ſich in ſeinem Rechte tief 
verletzt, und ich glaube, er hat deshalb hier Beſchwerde geführt. Daher wollte 
ich bitten, daß dieſe Angelegenheit ſo bald als möglich der Verſammlung zur 
Berathung vorgelegt werden möchte. Ich glaube, es iſt unſere Pflicht, daß 
die Veſchwerde eines Mitſtandes, welcher ſich in ſeinem Rechte verletzt fühlt, 
ſo ſchleunig wie möglich erledigt werde. . 

Marſchall: Dieſe Angelegenheit liegt bereits einer Abtheilung vor, 
und ich darf annehmen, daß dieſelbe ſich eifrig damit beſchäftigen wird. 

Abg. Graf von Bismark⸗Bohlen: Der Herr Referent iſt außer 
Stande, jetzt einen Bericht darüber zu erſtatten, weil die Grundlagen dazu 
fehlen, es iſt die Angelegenheit nur aus einer Druckſchrift und aus Zeitungs⸗ 
Notizen bekannt, und iſt es nöthig geweſen, die Akten hierüber einzufordern. 
Der Herr Landtags-Marſchall wird die Güte haben, das Weitere hierhin zu 
veranlaſſen. N 1 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Es iſt hehauptet worden, der Graf Reichen⸗ 
bach wäre bereits freigeſprochen. Dem muß ich widerſprechen, weil ich ganz 
vor kurzem erſt die Anzeige bekommen habe, daß die Sache noch nicht ent⸗ 
ſchieden, ſondern erſt zum Spruch distribuirt worden if. > 

Abg. Tſchoke: Ich muß die Bitte des geehrten Mitgliedes unterſtützen, 
da ich die Ehre gehabt habe, die betreffende Petition zu überreichen, und i 
muß geſtehen, daß es auch mich verlangt, daß ein folder Gegenſtand gleich 
in der erſten Zeit hätte abgemacht werden ſollen. Ich räume ein, daß der 
Graf Reichenbach noch nicht freigeſprochen if, nichtsdeſtoweniger muß ich dem 
Mitgliede von jener Seite erwiedern, daß die Beſchwerde von der Abtheilung 
zur Verathung gezogen werden konnte. Es find in der Petition felbft alle 


. 104. Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 6. Mai 1847. 


Spezialitäten enthalten, es iſt ihr eine Druckſchrift beigefügt, die den That⸗ 
beſtand in voller Wahrheit enthält. Mehr dürfte wohl nicht erforderlich ſein. 
Ich bitte daher die geehrte Abtheilung, die Berathung hierüber, ſo bald wie 
thunlich, vorzunehmen. 

Abg. v. Bardeleben: Ich will mir nur erlauben, auf die Bemerkung, 
die von einem geehrten Herrn von der Miniſterbank gemacht worden iſt, zu 
erwiedern, daß allerdings Graf Reichenbach in der erſten Kriminal⸗Unterſuchung, 
in Folge deren ſeine Wahl annullirt wurde, jetzt freigeſprochen worden iſt. 
Er iſt aber ſpäter in eine zweite Kriminal-Unterſuchung verwickelt worden, 
dies würde indeß immer noch nicht gegen die Ehre des Herrn ſprechen. Ich 
wollte nur bemerken, daß dieſes Verfahren, daß ſeine Wahl annullirt wor⸗ 
den iſt, ein ungeſetzliches genannt werden muß, und aus dieſem Grunde hätte 
ich gewünſcht, daß die Berathung vor den Landtag gebracht worden wäre. 

Marſchall: Die Sache iſt noch nicht zur Diskuſſion vorbereitet. 

Abg. Tſchocke: Wenn ein ehrenwerthes Mitglied geäußert hat, daß es 
an Motiven fehle, um die Petition zu berathen, ſo würde ich gern zu deren 
Mittheilung erbötig ſein. Wenn es am Mangel einiger Aufſchlüſſe liegen 
ſollte, die erforderlich ſind, ſo würde ich dieſelben ſehr gern ertheilen. 

Marſchall: Dieſe Mittheilungen werden gewiß mit Dank angenom- 
men werden. a 

Abg. Graf v. Bismark-Bohlen: Ich werde mir vorbehalten, die 
Herren darum zu erſuchen. Ich habe mich erſt vorgeſtern Abend deshalb an 
den Herrn Landtags-Marſchall gewendet. Einen Vortrag hierüber jetzt zu 
erſtatten, bin ich unvermögend. 

Abg. Mohr: Ich habe mir das Wort erbeten, blos um einige Fragen 
der hohen Verſammlung zur Meinung-Aeußerung vorzulegen, die, wenn ich 

‚fo ſagen darf, unſere häuslichen Einrichtungen betreffen. Es iſt Niemanden 
entgangen, daß diejenigen unter uns, welche die entfernteſten Sitze einnehmen, 
weder verſtehen, was von dieſer Stelle aus geſprochen wird, noch verſtanden 
werden. Es iſt daher natürlich, meine Herren, daß wir, — ich gehöre auch 
zu denen, die ſo fern ſitzen —, ein Gelüſte tragen, zwar nicht die Sitze der 
Herrenbank, welche freiſtehen, zu uſurpiren, ſo lange — und das wird die 
meiſte Zeit fein — die beiden Kurien getrennt find? Ich würde alſo vor: 
ſchlagen, damit dies ordnungsmäßig geſchehen könne, daß die entfernteſten 
Bänke in dieſen Raum geſtellt würden, der jetzt frei und unbenutzt iſt. Wenn 
die hohe Verſammlung damit einverſtanden iſt, ſo würden wir den Be 
Marſchall zu bitten haben, dieſes gütigſt zu veranſtalten. Die zweite Frage, 
meine Herren, iſt ſchon etwas tiefer eingreifend. Ich glaube, daß wir Alle 
darüber einverſtanden ſind, daß dieſe Verſammlung eine einheitliche, nationelle 
Verſammlung ſein ſoll. Was wir aber vor uns ſehen, das iſt in der That 
ein Nebeneinanderſitzen von acht Provinzial-Verſammlungen. Dieſes ſcheint 


mir der fo ſehr wünſchenswerthen Verbannung des Provinzialgeiſtes eben fo- 


wenig förderlich, als der Erweckung einer vaterländiſchen Verbrüderung. Ich 
wollte daher der hohen Verſammlung vorſchlagen, daß dieſe Abſonderung, 
wie fie gegenwärtig beſteht, aufgehoben werde, und daß Jeder unter uns fei= 
nen Sitz da nehmen könne, wo er will. (Gelächter.) Ich bitte! was gar 
nicht ausſchließt, daß Jeder den Sitz behält, den er gegenwärtig inne hat. 
(Wiederholtes Gelächter.) Ich habe, meine Herren, dieſe beiden Vorſchläge, 
die, wie geſagt, unſere häusliche Einrichtung betreffen, zu machen mir er⸗ 
laubt, und kommt es nun darauf au, ob die hohe Verſammlung mit dem 
einen, ſowie mit dem anderen, einverſtanden iſt, in welchem Falle, wie ge— 
ſagt, der Herr Landtags-Marſchall zu bitten ſein würde, das Eine und das 
Andere gütigſt anzuordnen. 

Marſchall: Ich muß hiergegen bemerken, daß nach der Allerhöchſten 
Beſtimmung, die wir im Reglement finden, die Individuen ihre Sitze nach 
den Provinzen und in dieſen nach den Ständen haben ſollen, daß alſo ſo 
etwas von der Verſammlung nicht abgeändert werden, ſondern nur durch eine 
Petition bei Sr. Majeſtät dem König in Antrag gebracht werden kann. 

Abg. Mohr: Ich bitte um das Wort — Gelächter.) 

Marſchall: Laſſen Sie mich ausſprechen! — Eine ſolche Reſolution 
iſt, wenn fie erfolgen ſollte, bereits durch die Vorſchläge angebahnt, welche 
von der Abtheilung zu dem Reglement gemacht worden find. Dieſes Regle⸗ 
ment wird in Berathung genommen werden, ſobald wir mit der Berathung 
des jetzigen Gegenſtandes fertig ſind, und dann werde ich den Redner bitten, 
ſeine Bemerkungen anzuſchließen. Eine Diskuſſion kann aber jetzt darüber 
nicht ſtattfinden. 

Abg. Mohr: Die Bemerkung, welche der Herr Landtags⸗Marſchall fo 
eben gemacht hat, iſt auf einen Paragraphen gegründet, ich weiß nicht gerade 
mehr auf welchen der Geſchäftsordnung, worin es allerdings heißt, daß wir 
nach Provinzen und die Provinzen nach Ständen geſetzt werden ſollen. Ich 
erlaube mir aber darauf zu entgegnen, daß dieſer Artikel der Geſchäftsord— 
nung faktiſch bereits vernichtet iſt. E 

: „(Unterbrechung durch den Ruf: Ohol) 

Erlauben Sie! Wir ſitzen nicht nach Ständen, es hat eine Verlooſung 
ſtattgefunden. N 

Mehrere Stimmen: Nein! 

Abg. Mohr: Allerdings, in jeder einzelnen Provinz. 

Mehrere Stimmen: Nein! Nein! 2 


Abg. Mohr: Ich habe es aus dem eigenen Munde des Herrn Land-' 


tags⸗Marſchaus, daß er eine Verlooſung in unſerer Provinz vorgenommen 
habe, und wir ſitzen auch nicht nach Ständen. 

Viele Stimmen: Nein! Nein! Nein! 

Abg. Diergardt: Wie ich bereits bei der letzten Sitzung die Ehre hatte, 
der geehrten Verſammlung mitzutheilen, habe ich in den letzten Tagen die 
betrübendſten Berichte aus dem Gewerbsbezirke von Gladbach erhalten. Die 
Arbeitsloſigkeit nimmt in erſchrecklicher Weiſe zu, die Lebensmittel ſteigen, und 
wir würden daher die unangenehmſten Folgen zu erwarten haben, wenn nicht 
Rath für die Arbeiter geſchafft wird. Seit Jahren Vorſitzender des Gewer⸗ 
begerichts zu Gladbach, komme ich mit der arbeitenden Klaſſe in vielfache 


Berührung. Ich glaube daher die moraliſche Pflicht zu haben, mich derfel-. 


ben möglichſt anzunehmen und auf Mittel zu ſinnen, wie die Noth etwa zu 
mildern iſt. Ich habe mir daher erlaubt, dieſen Morgen eine Eingabe abzu⸗ 
faſſen, worin ich einen Vorſchlag mache, wie die Noth in unſerer Gegend 
etwa zu mildern iſt. Es iſt Ihnen ſämmtlich bekannt, meine Herren, wie 
bedeutend die Ausfuhr von Getreide und Lebensmitteln im Allgemeinen von 
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Amerika iſt. Die einzige Hoffnung im rheiniſchen Fabrik⸗Diſtrikte iſt die, 
daß Amerika uns Erſatz für den Mangel an Abſatz auf dem Kontinente bie⸗ 
ten werde. Nach den Berichten, die ich aus England und Frankreich erhal⸗ 
ten habe, ſind namhafte Beſtellungen von Amerika auf Baumwollenwaaren 
eingetroffen. Wir, m. HH., find in der unglücklichen Lage, daß wir an die⸗ 
fen Vortheilen nicht Theil nehmen können. Der Veſchluß der letzten Zoll⸗ 
Konferenz lautet dahin, daß die Vaumwollen-⸗Fabrikanten den Zoll auf Twiſte 
mit 3 Kthlr. pro Ctr. entrichten müſſen, ohne daß die für das Ausland be⸗ 
ſtimmten Waaren Rückzoll bekommen? Was ſind die Folgen von ſolcher 
Beſteuerung? Der Fabrikunternehmer iſt in der nämlichen Lage, wie der 
Gutsbeſttzer. (Von mehreren Seiten: Bravo!) 

Wenn der Gutsbeſitzer Meliorationen vornehmen will, ſo wird er gewiß 
berechnen, ob die Auslagen ſich rentiren. Eben ſo iſt es bei dem Fabrikbe⸗ 
figer, meine Herren. Die preußiſchen Fabrikinhaber, wenn fie mit dem Aus⸗ 
lande, mit den Engländern, Franzoſen, Belgiern konkurriren wollen, fo müſ⸗ 
fen fie Erſatz im Arbeitslohn ſuchen. Mein Vorſchlag geht dahinn . . 

(Ruf auf Tagesordnung.) 

Ich habe nur wenige Worte noch zu ſagen. Die Lage unſerer Gegend 
iſt höchſt betrübend, und deshalb glaube ich, daß es mir als Vertreter der 
dortigen Gegend wohl geſtattet ſei, die Lage darzuſtellen. Mein Vorſchlag 
geht dahin, den Herrn Marſchall zu bitten, die Eingabe, welche ich ihm über⸗ 
gebe, bald möglichſt einem Ausſchuſſe zu überteichen, und meine zweite Abſicht 
geht dahin, daß man ſich in den rheiniſchen Fabrik-Diſtrikten überzeuge, daß. 
ihre Wünſche recht bald in Berathung genommen werden. Mein Antrag 
geht dahin, daß Se. Majeſtät geruhen möge, zu beſtimmen, daß für diejeni⸗ 
gen Baumwollenwaaren, welche nach dem Auslande gehen, der bezahlte Zoll 
auf Twiſte zurückvergütet werde. Es iſt von keinem Opfer die Rede, ſondern 
nur von der Rückerſtattung des auf den Urſtoff bezahlten Zolles. 

Marſchall: Ich kann die Verſicherung geben, daß ich die Petition 
ſogleich einem Ausſchuſſe überweiſen werde. Die Zeit ift bereits fo weit ab- 
gelaufen, daß es nicht mehr möglich fein wird, auf den wichtigen Geſetzent⸗ 
wurf, den wir vor uns haben, einzugehen. Ich muß daher bitten, daß die 
verehrten Herren morgen Vormittag 10 Uhr ſich wieder hier verſammeln 
wollen. Der Gegenſtand der Tagesordnung würde der Geſetzentwurf ſein, 
die Ausſchließung beſcholtener Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen be⸗ 
treffend. (Schluß der Sitzung nach halb 3 Uhr.) 

Sitzung des Vereinigten Landtages am 30. April. 
Kurie der drei Stände. 


(Vorleſung des Protekolte der vorigen Sitzung.) 

Mar ſchall: Es iſt von mehreren Seiten gewünſcht worden, daß die 
Aufzählung der Petitionsanträge, welche eingebracht worden ſind, bei Vorle⸗ 
ſung des Protokolls nicht wiederholt werden möge, es fragt ſich, ob dieſer 
Wunſch ein allgemeiner iſt. (Viele Stimmen bejahen dies.) 

(Das Protokoll wird angenommen.) 

Abg. Mohr fragt an, ob die Friſt für die Einbringung von Petitionen, 
welche von Sr. Majeſtät dem Könige bis 1. Mai J. verlängert worden 
iſt, mit dem heutigen Tage aufhört oder noch bis morgen offen ſteht. 
Marſchall: Ich verſtehe die Allerhöchſte Willensmeinung ſo, daß Pe⸗ 
titionen noch bis morgen Abend angenommen werden können. Es ſind in 
den Abtheilungen noch einige Veränderungen vorgenommen. Der Herr Abg. 
Kirberg hat erklärt, für einige Zeit verhindert zu fein, den Berathungen der 
4. Abtheilung beizuwohnen und gewünſcht, daß für ihn ein Stellvertreter er- 
nannt werde; ich ernenne dazu den Abg. Röchling. Die Direktoren der 6. 
und 7. Abtheilung haben um Verſtärkung der Arbeitskräfte gebeten. Ich er⸗ 
nenne für die 6. Abtheilung den Herrn Landrath v. Lavergne-Peguilhen aus 
Kunzkeim und für die 7. den Abg. Neitſch. Es ſind noch folgende Petitions⸗ 
Anträge eingekommen und vertheilt worden. 


erzeichniß * 0 
der in der Sitzung vom 30. April d. J. den betreffenden Abthei— 

lungen überwiefenen Petitions-Anträge. 

Antrag des Abg Richter, die Verweigerung von Konzeſſtonen für Eiſen⸗ 
bahn-Reſtaurationen betreffend 6. Abth. Antrag des Abg Bieſing, die Aus ficht 
auf Penſion für die dienſtuntauglich gewordenen Steuer-Empfänger des linken 
Rhein⸗Ufers betreffend 8. Abth. Antrag des Abg. Wächter auf Ausdehnung 
der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens 5. Abth Antrag 
des Abg. Krauſe aus Wachsdorf auf vollſtändige Entſchädigung durch die 
Jagdberechtigten für allen Wildſchaden 8 Abth. Antrag des Abg. Küpfer 
auf eine an des Königs Majeſtät wegen Erlaſſung eines Feld⸗ und Flur⸗ 
Pfändegeſetzes zu richtende Petition 8. Abth. Antrag des Abg. Grafen von 
Schwerin, betreffend die Anerkennung rechtlicher Bedenken, als weitere 
Ausführung der in der Adreſſe an Se. Maj. den König darüber enthaltenen 
Andeutungen und gemachten Vorbehalte, 8 wie Ausſetzung der Wahl des 
Ausſchuſſes und der Staatsſchulden-Deputation 4. Abth. Antrag des Abg. 
Germershauſen auf Anbringung einer Petition auf Vorlegung des Ent⸗ 
wurfs der neuen Wechſelordnung zur Berathung des Vereinigten Landtages 
6. Abth. Antrag des Abg. Seulen, bei dem momentanen Nothſtande durch 
Bewilligung angemeſſener Prämien aus Staats-Fonds in den Gemeinden den 
Angriff von gemeinnützigen Unternehmungen zu wecken und zu fördern 6. Abth. 
Antrag der Abgg. Plange, Deimel und Bergenthal auf Entbindung 
von den Frohnden zum Schnee-Aufſchlagen auf Chauſſeen 8. Abth. Antrag 
des Abg. Timm wegen Aufhebung der allgemeinen Landes⸗Viſitation der 8. 
Abth. Antrag. des Abg. Donimierski, betreffend die Aufhebung der Pa⸗ 
trimonialgerichte, des eximirten Gerichtsſtandes und die Einrichtung kollegia⸗ 
liſcher Kreisgerichte 5. Abth. Antrag des Abg. v. Olfers auf Verwendung 
der hohen Stände-Verſammlung behufs Erlaß eines eigenen Handelsgeſetz⸗ 
Buches 6 Abth. Antrag des Abg. Mehls auf Gewährung der Oeffentlich⸗ 
keit der Stadtperordneten-Sitzungen 5. Abth. Antrag des Abg. Büning 
wegen gleichmäßiger Vertheilung der Grundſteuer auf die ganze Monarchie 
7. Abth. Antrag des Abg. Grafen v. Frankenberg auf Ergreifung von 
vorſorgenden Maßregeln, einem ähnlichen Nothſtande für das Jahr 1 
vorzubeugen, der 6. Abth. Antrag des Abg. Farthoefer auf Ablöfung 
handwerksmäßiger Leiſtungen, der 6. Abth. Antrag des Abg. Krauſe, daß 
den Landgemeinden geſtattet werde, mit mehr als 3 Mitgliedern am Krtis⸗ 
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tage vertreten zu werden, fo wie daß die Verhandlungen deſſelben in den 
Kreisblättern veröffentlicht und die Kreis⸗Kommunal⸗Geldrechnung den Kreis⸗ 
Inſaſſen mitgetheilt werde, der 4. Abth. Antrag des Abg. v. Tynern auf 
ſchleunige Verufung eines Zoll⸗Congreſſes unter Zuziehung von Sachverſtän⸗ 
digen, Behufs Reviſton des Tarifs und Beſeitigung der Nachtheile, welche 
aus den jüngſten Zollbeſtimmungen über Vaumwollen und Leinengarn erwad)- 
fen find, der 6. Abth. Antrag des Abg. Hüffer, auf Reviſton des Zoll⸗ 
Tarifs, der 6. Abth. Antrag des Abg. Germershauſen auf Anbringung 
einer Petition ſeitens des Vereinigten Landtags auf Vorlegung und Ema⸗ 
nation der neuen Konkurs⸗Ordnung, der 5. Abth. Antrag des Abg. Grunau 
aus Elbing wegen Aufhebung des Salz⸗Monopols, der 7. Abth. Antrag des 
Abg. Bürgermeiſter Schmidt, das Schiedsmann⸗Inſtitut betreffend, der 5. 
Abih. Antrag des Abg. Uthemann auf Ausdehnung der Handels-Gerichte 
für die Provinzialttädte und das platte Land, der 6. Abth. Antrag des Abg. 
Richter aus Oppeln auf Errichtung und Bildung von Handels⸗Corpora⸗ 
tionen, fo wie wegen Anwendung der im Titel VIII. SS. 162—167 der Ge⸗ 
werbe⸗Ordnung vorgeſchriebenen Prüfungs⸗Behörden für Kaufleute und Lehr⸗ 
linge in den Provinzial⸗Städten der Monarchie, der 6. Abth. Antrag des 
Abg. Wenghoffer, daß den Städten der öſtlichen Provinzen, die anerkannt 
ein zu hohes Servis⸗Contingent zur Staats⸗Kaſſe zahlen müſſen, vorläuſig 
und bis zur Regulirung der allgemeinen Grundſteuer ein verhältnißmäßiger 
Steuer⸗Erlaß oder Stundung vom Staate bewilligt werde und ihnen ſpäter 
für die verfloſſene Zeit eine verhältnißmäßige Entſchädigung wird, der 7. 
Abth. Antrag des Abg. v. Heyden⸗Cartlow auf Erlaß eines Geſctzes, 
wonach jede direkte Importation aus dem außereuropäiſchen Productions-Lande 
nach dem Zoll⸗Verein auf Zoll⸗Vereins- oder dieſen gleichgeſtellten Schiffen 
— wenn auch über einen Nordfechafen zwiſchen Schelde und Elbe einge⸗ 
hend, eine Zoll⸗Vergünſtigung von 20 pCt. genießen ſoll, der 6. Abth. 
Antrag des Abg. Grafen v. Fürſtenberg-Stammheim wegen der Für⸗ 
forge für das Preußiſche Militair katholiſcher Konfeffion in Bezug auf die 
Ausübung ihrer Religion 8. Ath. Antrag des Abg. Schneider aus Schö⸗ 
nebeck auf Redefreiheit und das Recht, ſich zu verſammeln 5. Abth. Antrag 
des Abg. Schneider aus Schönebeck auf. Preßfreipeit und Vollziehung der 
Beſtimmung des Idten Artikels der deutſchen Bundesakte 5. Abth. An⸗ 
trag des Abg. v. Borries, die Herſtellung eines beſonderen Ständehauſes 
für den Vereinigten Landtag betreffend 4. Abth. Antrag deſſelben Abg., die 
nothwendige Reform des Zoll⸗Tarifs betreffend 6. Abth. Antrag des Abg. 
Welter auf Vereinfachung des Hypothekenweſens 5. Abth. Antrag des Abg. 


Grafen v. Merveldt auf ein Verbot der ferneren Vewegung Deutſch- oder 


Chriſt⸗Katholiken ſeitens der Diſſidenten 8. Abth. Antrag des Abg. v. Tad⸗ 
den gegen Mißbrauch der Anonymität der Preſſe im Zuſammenhang mit 
zu gewährender größerer Preßfreiheit 5. Abth. Antrag des Abg. Meyer aus 
Südhemmern, den baldigen Erlaß eines Geſetzes über die Strom- und Ufer⸗ 
Polizei der öffentlichen Ströme und Flüſſe betreffend 8. Abth. Antrag des 
Abg. Diergardt, die Rückvergütigung des Twiſt⸗Zolls bei der Ausfuhr von 
aumwollenwaaren betreffend 6 Abth. Ba 

Ich erſuche den Herrn Secretair, eine Mittheilung des Herrn Landtags⸗ 
Kommiſfars zu verleſen (Dieſelbe betrifft eine Benachrichtigung, daß des Krieges 
Miniſters v. Boyen Excell. durch die Generale v. Reyher und v. Coſel ver: 
treten werden dürfe.) 


Abg. v. Bardeleben: Meine Herren, zur Erläuterung des von mir 


geſtern gemachten Antrages in Bezug auf den Grafen v. Reichenbach muß ic). 


noch einige Bemerkungen machen. Ich habe ausgeſprochen, daß in der erſten 
Kriminal-Unterſuchung das Erkenntniß bereits erfolgt ſei, was jedoch der Herr 
Kriegs⸗Miniſter beſtritten hat. Ich habe mich nun bei Perſonen erkundigt, die 
mir früher bereits Mittheilung gemacht hatten, ſie haben mir allerdings den 
Beweis für dieſe Vehauptung nicht führen können, ich muß alſo annehmen 
und ſtimme unbedenklich dafür, daß die Behauptung des Herrn Kriegs-Mi⸗ 
niſters richtig fei, nehme auch meine desfallſige Aeußerung zurück. Ich muß 
jedoch auch auf den Grund einer gedruckten Mittheilung, die der Graf v. Reichen⸗ 
bach an mehrere Mitglieder der Verſammlung übergeben hat, bemerken, daß 
er trotz der Unterſuchung wegen Majeſtäts-Beleidigung von ſeinen Wählern 
für unbeſcholten gehalten wird (lieſt die betreffende Stelle vor), hiernach kommt 
es nicht darauf an, ob bereits ein Erkenntniß erfolgt iſt oder nicht. Mir 
ſcheint es, daß die Wahl, bevor ein Erkenntniß ergangen war, unter keinen 
Umſtänden hätte dürfen annullirt werden. Das iſt es, was ich vor der Ver⸗ 
fammlung ausſprechen zu dürfen gewünſcht habe, und ich trage darauf an, 
daß die Angelegenheit beſchleunigt werde. fi 
Abg. v. Donimiersti: Meine Herren, wir können wohl der Ueberzeu⸗ 
gung ſeyn, daß das Land auf wenige unſerer Verhandlungen mit ſo vieler 
Theilnahme hinblickt, als auf die letzte, betreffend die Abhülfe des Nothſtan⸗ 
des. Wir gehen zu neuen Arbeiten über und werden nicht ſo leicht auf die 
ſen Gegenſtand zurückkommen. Dies kann im Lande die beunruhigende An— 
ſicht verbreiten, daß der Landtag dieſe Angelegenheit für beſeitigt halte. Wir 
müffen geſtehen, daß die beſchloſſenen Maßregeln zwar etwas, aber nur we⸗ 
nig zur Linderung der Nothftände beitragen werden. Die Noth herrſcht vor⸗ 
züglich in den arbeitenden Klaſſen, weil die Arbeitslöhne mit den Preiſen der 
Lebensmittel nicht im richtigen Verhältniß ſtehen, dazu kommt, daß die Ar⸗ 
beiter keine Gelegenheit zum Verdienſt finden. Ich habe die Nachricht erhal⸗ 
ten, daß von einer öffentlichen Arbeit gegen 200 Menſchen theils entlaſſen, 
theils zurückgewieſen find. Dieſe treiben ſich ſchaarenweiſe herum und erlau⸗ 
ben f Gewaltthätigkeiten. Die Hauptaufgabe iſt daher, dafür zu ſorgen, 
daß jeder arbeitsfähige Menſch Gelegenheit zum Verdienſt finde. Es liegen 
Anträge in dieſer Beziehung vor, und ich erlaube mir die Bitte an den Herrn 
Landtags- Marſchal zu richten, derſelbe möge veranlaſſen, daß dieſe jo bald 
als möglich zur Berathung kommen, um die erwähnten beunruhigenden Nach 
richten im Lande nicht eniſtehen zu laſſen und durch zweckmäßige Maßregeln 
zur Verhinderung des Rothſtandes wirklich beizutragen. (Bravo.) 
Marſchall: Zur Berathung ſieht für heute der Entwurf der Verord⸗ 
nung wegen Ausſchließung beſcholtener Perſonen von ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen. Ich erſuche den Herrn Grafen von Stoſch, den Referenten-Platz 
einzunehmen. x } 5 
’ Graf v. Stoſch: Die Allerhöchſte Propoſttion, betreffend die Ausſchlie⸗ 
ung beſcholtener Perſonen von ſtändiſchen Verſammiungen, ift von der 3ten 
Abtheilung begutachtet worden. Das Geſetz enthält erweiterte Zugeſtändniſſe 


heitsfrage einzuräumen 


und Begränzungen der ſtändiſchen Befugniſſe und darf jedenfalls als wichtig, 
einflußreich und inhaltſchwer angeſehen werden. Das Gutachten ſelbſt lautet 


wie folgt: 
i Gutachten 
der dritten Abtheilung der drei Stände des Vereinigten Landtages, die Aller⸗ 
höchſte Propofition, den Entwurf einer Verordnung, die Ausſchließung beſchol⸗ 
tener Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen betreffend. 
Referent: Abg. Graf Stoſch: 

Der vorliegende Geſetz-Entwurf iſt dahin gerichtet, theils eine Lücke der 
vaterländiſchen Geſetzgebung zu ergänzen, theils bei eintretender Infrageſtel⸗ 
lung eines der höchſten menſchlichen Güter — des unbeſcholtenen Rufes, — 
ſowohl die Rechte des Betroffenen, als das Intereſſe der betheiligten ftändi= 
ſchen Verſammlungen möglichſt wahren zu wollen. Die ſtändiſchen Geſetze 
vom 1. Juli 1823 und vom 27. März 1824 ſtellen §. 5. für alle Stände den 
»unbeſcholtenen Ruf« als Bedingung der Wählbarkeit zum Landtags-Abge⸗ 
ordneten auf. Ferner erklären die Kreisordnungen »den unbeſcholtenen Ruf 
zur perſönlichen Ausübung des Stimmrechts auf den Kreistagen bei allen 
Ständen und geſtatteten Vertretern für unerläßlich. Nicht minder beſtimmt 
das Geſetz vom 9. Mai 1837 über die perſönliche Fähigkeit zur Ausübung 
der Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit und des Patronats 8. J., 
daß nur Perſonen von »unbeſcholtenem Rufe« befähigt fein ſollen, für ſich 
oder für Andere die Rechte der Standfchaft, der Gerichtsbarkeit oder des Pa⸗ 
tronats auszuüben, oder in ihrem Namen ausüben zu laſſen. Wenn demzu⸗ 
folge unbeſcholtener Ruf ſowohl für Provinzial-Landtage als für die Theil⸗ 
nehmer an den Kreistagen und bei der Ausübung der Rechte der Standſchaft, 
der Gerichtsbarkeit und des Patronats bedingend wird; ſo fehlten zeither theils 
geſetzliche Kriterien über die Weſenheit beſcholtenen Rufes, theils blieb die Zu⸗ 
ſtändigkeit des bezüglichen Urtheils meiſt fraglich, ſo daß Zweifel unabweislich 
eintreten und zur Sprache kommen mußten. Ueber das Verfahren, welches in 
Betreff der Ausſchließung beſcholtener Mitglieder auf dem Provinzial-Land⸗ 
tage zu beachten, fehlte es an jeder geſetzlichen Beſtimmung; und in Erman⸗ 
gelung derſelben ward zeither angenommen: daß es dem Landtags-Kommiſſa⸗ 
rius, als der mit der Ausführung und Aufrechthaltung der ſtändiſchen Ges 
ſetze beauftragten Behörde, zuſtehe, darüber zu entſcheiden, ob der Ruf des 
betreffenden Landtags-Abgeordneten inſoweit als beſcholten zu erachten, daß 
von ſeiner Einberufung Abſtand zu nehmen und an ſeiner Statt der für ihn 
erwählte Stellvertreter einzuberufen fei. In den wenigen Fällen, wo dieſe 
Befugniß zur Anwendung gekommen, iſt ſtets der Grundſatz angenommen 
worden, daß dem Abgeordneten im Sinne ſtändiſcher Geſetze die Unbeſcholten⸗ 
heit des Rufes mangele, wenn derſelbe eines Vergehens, welches in ehrloſer 
Geſinnung wurzelt, angeſchuldigt und deshalb zur richterlichen Unterſuchung 
gezogen war; und daß feine Qualität als Landtags- Abgeordneter fo lange 
ruhen müſſe, bis er von dieſer Anſchuldigung durch ein ihn freiſprechendes 
Erkenntniß gereinigt worden ſei. Endlich fehlte es an einer Beſtimmung, wie 
es zu halten, wenn ein bereits verſammelter Landtag eines ſeiner Mitglieder 
wegen beſcholtenen Rufes auszuſchließen ſich veranlaßt finden könnte (welcher 
Fall jedoch zeither nicht eingetreten), und mußte ſolchem gleichfalls vorgeſehen 
werden. Bezüglich der Ausſchließung beſcholtener Perſonen aus den Kreisver⸗ 
ſammlungen ſchreiben die Kreis-Ordnungen ein verſchiedenes Verfahren vor. 
Die Kreis-Ordnungen für die Provinzen Brandenburg und Pommern (vom 
17. Auguſt 1825), für Preußen (vom 17. März 1828) und für Poſen (vom 
20. Dezember 1828) ſtellen F. 6. (sub c.) ausdrücklich feſt: »Wo dieſer Ruf 
von der Verſammlung beflritten wird, iſt auf den Bericht des Ober- Präſi⸗ 
denten von dem Staats-Miniſterium zu entſcheiden.« A 

Die Kreis- Ordnung für Sachſen (vom 17. Mai 1827) enthält keine 
Beſtimmung, wie es zu halten, wenn die Unbeſcholtenheit eines Kreistags⸗ 
Mitgliedes in Zweifel gezogen wird. Dagegen ſtellen die Schleſiſche (vom 
2. Juni 1827), die Rheiniſche und die Weſtphäliſche Kreis-Ordnung (vom 
13. Juli 1827), §. 7. ausdrücklich feſt: „Wird die Unbeſcholtenheit des Ru⸗ 
fes beſtritten, fo hat, wenn dies ein Mitglied der Ritterſchaft oder den Ver- 
treter eines ſolchen betrifft, die Ritterſchaft des Kreiſes die Befugniß, in ei⸗ 
nem beſonderen Konvente durch Stimmenmehrheit von 3 der Anweſenden dar⸗ 
über zu entſcheiden und, falls die Entſcheidung für die Beſcholtenheit des Ru⸗ 
fes ausfällt, die Ausſchließung zu beſtimmen. Will der Betroffene oder die 
abgeſtimmte Minorität bei dem Beſchluſſe ſich nicht beruhigen, ſo ertheilen 


die Deputirten der Ritterſchaft beim Provinzial-Landtage die Entſcheidung in 


der zweiten und letzten Inſtanz.“ Die Kreis-Ordnung für Schleſten reiht 
noch an: „Wird die Unbeſcholtenheit des Rufes eines Kreistags-Abgeordne⸗ 
ten der Städte oder des VBauernſtandes in Zweifel gezogen, fo iſt ſolches in 
erſter Inſtanz zur Entſcheidung des Magiſtrats, der Stadtverordneten oder 
der Bezirkswähler zu bringen, von denen die Wahl ausgegangen iſt, und bei 
derſelben auf die Wahl eines anderen Deputirten anzutragen; die Entſchei⸗ 
dung in zweiter Inſtanz gebührt hier ebenfalls den Landtags-Mitgliedern 
desjenigen der beiden Stände, zu welchem der betreffende Kreistags-Abgeord⸗ 
nete gehört.“ 

Wenn endlich in dem Geſetz vom 8. Mai 1837 beſtimmt wird: daß nur 
Perſonen von unbeſcholtenem Rufe fähig ſein ſollen, für ſich und für andere 
die Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit oder des Patronats auszu⸗ 
üben oder in ihrem Namen ausüben zu laſſen, fo verweiſt dies Geſetz, §. 2, 
in Hinfiht des unbeſcholtenen Rufes allgemein auf „vorhandene beſondere 
Verordnungen“ hin. Mehrſeitig eingetretene Zweifel veranlaßten Se. Ma⸗ 
jeſtät, dieſen bedeutſamen Gegenſtand zur Berathung des Staats-Miniſte⸗ 
riums zu ſtellen, und ſprachen Allerhöchſtdieſelben hierbei die Geneigtheit aus, 
den Ständen eine vorwiegende Theilnahme bei Entſcheidung der Beſcholten⸗ 
Hiernach ward unerläßlich, den diesfälligen Geſetz⸗ 
Entwurf auf alle ſtändiſche Verſammlungen auszudehnen, für ſolche das 
gleiche Prinzip vorwalten zu laſſen, den Entwurf demzufolge möglichſt all⸗ 
gemein zu formuliren, damit derſelbe für die verſchiedenen ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlungen (Provinzial-, Kommunal⸗Landtage und Kreistage) zur gleichmä⸗ 
igen Anwendung gelangen möchte, indem es als unverkennbarer Mißſtand 
betrachtet werden müßte, könnte ein Mitglied aus einer ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung ausgeſchloſſen werden, ohne daß dies ſein Ausſcheiden aus anderen ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen zur Folge haben ſollte; und iſt demzufolge der vor⸗ 
liegende Gefeg-Entwurf in dieſem Sinne abgefaßt worden. Aus Obigem er⸗ 
giebt ſich die Vedürfnißfrage. Wenn nämlich in den allegirten Geſetzen auf 
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Unbeſcholtenheit des Rufes hingewieſen ift, fo fehlen geſetzliche Beſtimmungen: 
über Kriterien der Unbeſcholtenheit, über die Kompetenz, über das einzuſchla⸗ 
gende Verfahren. Den Begriff der Unbeſcholtenheit mit logiſcher Schärfe de⸗ 
finiren zu wollen, liegt außer menſchlicher Macht. Bürgerliche Ehre iſt ſo 
zarter Natur, ihre Abnahme ein ſo allmäliger Uebergang, dieſer ſo eng mit 
den Individuen ſelbſt verwebt und daher fo fubiektiv, daß lediglich jeder ſpe⸗ 
zielle Fall in ſeinem Geſammt⸗Umfange aufzufaſſen und zu beurtheilen bleibt. 
Ein derartiger Ausſpruch kann jedoch nur auf Ueberzeugung beruhen, nicht 
auf Erlaſſe, nicht auf Geſetz⸗-Vorſchriften, da derſelbe in den innerſten Tiefen 
des menſchlichen Herzens, in volksthümlichen Zuſtänden, im geſammten Volks⸗ 

leben wurzelt. Aus dieſem Grunde überläßt der Entwurf die Reinhaltung 

der ſtändiſchen Verſammlungen von beſcholtenen Mitgliedern dieſen Verſamm— 
lungen ſelbſt, ſo daß lediglich Standesgenoſſen darüber zu befinden haben, ob 
die Ehrenhaftigkeit ihrer Mitglieder unverletzt ſei, da man zu den Ständen 
das Vertrauen haben kann, daß ſte am ſorgfältigſten die Ehrenhaftigkeit ihrer 

Mitglieder überwachen werden. Hiermit abſtrahirt der Geſetzgeber von Auf— 
ſtellung der Kriterien der Beſcholtenheit, verlegt vielmehr das diesfällige Ur— 
theil in das Gebiet der Ueberzeugung; hält es jedoch für unerläßlich, Kate— 
gorien aufzuſtellen, nach welchen Perſonen als beſcholten zu erachten (1); 
überträgt jedoch die weſentlichſten Entſcheidungen dem Ausſpruche von Stan⸗ 
desgenoſſen, und zwar auf Grund vollſtändig erforſchter Thatſachen. Bezüg- 
lich der Kompetenz, ſo war dieſelbe zeither weder zweifellos, noch (für die 
meiſten Fälle) geſetzlich ausgeſprochen. Zwar haben die Behörden in eintre⸗ 
tenden Fällen meiſt entſchieden; jedoch fehlte es zeither an der geſetzlichen Norm; 
und darf das Geſetz vorzugsweiſe in dieſer Richtung als Bedürfniß ange— 
ſehen werden. Daſſelbe gilt von dem einzuſchlagenden Verfahren. 
reits dargelegt, finden ſich in den Kreis-Ordnungen der verſchiedenen Pros 
vinzen, bezüglich der Beſcholtenheitsfrage auch verſchiedene Beſtimmungen. 
Ueber das Verfahren, welches in Betreff der Ausſchließung beſcholtener Per— 
fonen vom Kommunal-Landtage oder aus den Provinzial-Stände-Verſamm⸗ 
lungen zu beobachten, fehlt jede geſetzliche Grundlage. Nicht minder weiſt 
das Geſetz über die perſönliche Fähigkeit zur Ausübung der Rechte der Stand— 
ſchaft, der Gerichtsbarkeit und des Patronats auf vorhandene Verordnungen 
hin, ohne ſolche näher zu bezeichnen. Wenn aber durch das vorliegende Ge— 
ſetz nicht allein dieſe Kompetenz-⸗Frage, fendern nicht minder das hierbei fell 
zuhaltende Verfahren zur Erledigung gelangen, fo wird bezüglichen legislati— 
ven Bedürfniſſen hiermit genügt. Solches vorausgeſchickt, wenden wir uns 
den einzelnen Beſtimmungen des Entwurfs zu. 

Zu J. Dieſer Abſchnitt bezeichnet die Kriterien, wonach Perſonen wegen 
Mangel unbeſcholtenen Rufes von ſtändiſchen Verſammlungen auszuſchließen 
ſind, und theilt ſolche in vier Kategorien. 1) Es wird als beſcholten erachtet: 
wer durch ein Kriminalgericht zu dem Verluſt der Ehrenrechte rechtskräftig 
verurtheilt, oder zur Verwaltung öffentlicher Aemter, oder zur Ableiſtung eines 

nothwendigen Eides unfähig erklärt worden iſt. Dieſer Paſſus rechtfertigt 
ſich, ſeiner Tendenz nach, durch Analogie der Geſetze; da derjenige, welchem 
durch rechtskräftiges Erkenntniß die allgemeine bürgerliche oder beſondere 

Standesehre abgeſprochen worden, nothwendigerweiſe hiermit zugleich von 

ſtändiſchen Verſammlungen ausgeſchloſſen wird; und erſcheint dieſe Annahme 

unbedenklich. Wenn jedoch nach dieſem Paſſus nur der als beſcholten zu er⸗ 
achten, welcher »durch ein Kriminalgericht« rechtskräflig verurtheilt worden, 
ſo dringt ſich als Bedenken auf: Wie es zu halten, wenn Jemand im Ci— 
vil⸗Prozeß zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides rechtskräftig für unfähig 
erklärt wurde? F. 52 Tit. 23 der Prozeß-Ordnung (5) beſtimmt: Wer ſich 
des frevelhaften Leugnens oder vorſätzlicher Unwahrheiten im Gerichte einmal 
ſchuldig gemacht hat, ſoll ſowohl in dieſem als in allen nachherigen Proeeſſen 
unfähig ſein, zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides, ſo weit als derſelbe 
zu feinem Vortheile gereichen würde, verſtattet zu werden.“ Da aber kein 

Grund erſichtlich iſt, warum hier ein Unterſchied zwiſchen einem Urtheil, wel— 

ches auf Unfähigkeit zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides lautet, ob ſol— 

ches von einem Kriminalgericht oder von einem Civilgericht gefällt worden, 
zu machen: fo ſprach ſich die Abtheilung dahin aus: daß gleiche Motive gleiche 


Folgen haben müßten; daß dies aber am einfachſten dadurch zu erreichen ſei, 


wenn die Worte »durch ein Kriminalgericht« wegfielen und dafür ſubſtituirt 
würde: durch ein rechtskräftiges Urtheil. 2) Der allegirte §. 4. des Geſetzes 
vom 20. Juli 1843 bezeichnet (b—e) als ehrengerichtliche Strafen: Entlaf- 
fung aus dem Dienſte; Entfernung aus dem Ofſizierſtande, mit welcher der 
Verluſt des Titels, der Charge und die Unfähigkeit zur Wiederanſtellung als 
Offizier verbunden iſt; Verluſt des Rechts, die Militair-Uniform zu tragen; 
Entfernung aus dem bisherigen Wohnort, als Strafe. Für unzweifelhaft 
darf angeſehen werden, daß ein von ſeinen Standesgenoſſen mit einem der 
obigen Erkenntniſſe betroffener Mann in einer ſtändiſchen Verſammlung ſeinen 
Platz nicht finden könne. 3) Nicht minder müſſen Männer von ſtändiſchen 
Verſammlungen ausgeſchloſſen bleiben, welchen das Bürger- oder Gemeinde- 
recht entzogen iſt, da es folgerecht, daß die Ausſchließung aus einer politiſchen 
Corporation niederen Grades die Ausſchließung aus einer mit höheren Rech⸗ 
ten ausgeſtatteten Corporation ſelbſtredend in ſich faſſe. 4) Dieſer Paſſus 
betrifft diejenigen Perſonen, welchen ihre Standesgenoſſen das Anerkenntniß 
der Unbeſcholtenheit verſagt haben. Wenn aber angenommen werden darf, 
daß Mitbürger das zutreffendſte Urtheil über die Ehrenhaftigkeit ihrer Mitz 
glieder werden fällen können, ſo erſcheint es als vornehmlichſte Aufgabe des 
Entwurfs, nicht allein dieſe Befugniß den Standesgenoſſen allgemeiner zu 
übertragen, ſondern dieſem Ausſpruche auch umfaſſendere Folge zu geben. 
Nach der zeitherigen Geſetzgebung war es nämlich zum größten Theil eine 
den Staats⸗Behörden überlaſſene Sorge, ſtändiſche Verſammlungen von Per⸗ 
ſonen beſcholtenen Rufs rein zu halten. Jedoch treten Fälle ein, in denen 
Jemandes Ruf wohlbegründet als beſcholten zu erachten, ohne ſolches durch 
richterlichen Ausſpruch erkennbar machen zu können; und wird, für derartige 
Fälle, in dem Urtheil der Standes⸗Genoſſen — wenn man nicht darauf verzich⸗ 
ten will, Beſcholtene möglichſt aus ſtändiſchen Verſammlungen auszuſchließen — 
das ſicherſte und vielleicht das einzige Mittel gefunden werden dürfen, in einer 
Angelegenheit fo zarter Natur mittelſt Ueberzeugungs⸗Gericht den bezeichneten 
Zweck erreichen zu können. Denn nicht allein ſind Fälle denkbar, ſondern tre⸗ 
ten im täglichen Leben in die Erſcheinung, in denen Geſetze und Gerichte nicht 
zureichend ſind, um die Beſcholtenheit durch Urtheil auszuſprechen. Es kann 
ſich Jemand geſetzmäßig verhalten, leben und handeln, ſein bürgerlicher Ruf 


Wie be⸗ 


deſſenungeachtet mit allem Recht durch moraliſches und ſittliches Verhalten er⸗ 
ſchüttert und in der öffentlichen Meinung befleckt ſein. Für derartige Fälle 
wird aber das Gericht der Standesgenoſſen als der allein mögliche Weg gel⸗ 
ten dürfen, die beabſichtigte Reinhaltung ſtändiſcher Genoſſenſchaften erreichen 
zu können. Demzufolge konnte ſich die Abtheilung der bezüglichen Beſtim⸗ 
mung des Entwurfs nur anſchließen, welche die ſtändiſche Befugniß, Mit⸗ 
glieder wegen beſcholtenen Rufes von der Theilnahme an ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlungen auszuſchließen, und welche bisher geſetzlich nur für Kreis-Ver⸗ 
ſammlungen dreier Provinzen feſtſtand, weiter auszudehnen und ſolche aus⸗ 
ſchließlich in die Hand der Standesgenoſſen legen zu wollen. 

Zu II. Aus dem zu J. Vemerkten erhellt, daß in den 1—3 beregten 
Fällen die Unfähigkeit zur Ausübung ſtändiſcher Rechte ſofort eintreten muß, 
ſobald der Vorſitzende der ſtändiſchen Verſammlung — (beim Kreistage der 
Landrath oder in deſſen Verhinderung der erſte Kreis-Deputirte; — beim 
Kommunal⸗Landtage der von den Ständen gewählte und von Sr. Majeſtät 
beſtätigte Vorſitzende; — beim Provinzial-Landtag der Allerhöchſt ernannte 
Landtags-Marſchall) — davon Kenntniß erlangt hat: daß das Erkenntniß, 
welches die entehrende Strafe feſtſetzt, rechtskräftig, daß das Urtheil des 
Ehrengerichtes Allerhöchſt beſtätigt (§. 50. des Geſetzes vom 20. Juli 1843), 
daß die Entziehung des Bürger- (Gemeinde-) Rechtes formell gültig ausge⸗ 
geſprochen ſei. Jedoch wird im Wege der Inſtruktion dahin Sorge zu tra⸗ 
gen ſein, daß dieſe Thatſachen auch gehörig zur Kenntniß des Vorſitzenden 
ſtändiſcher Verſammlungen gelangen mögen. 

Zu III. Dieſer Abſchnitt ſchreibt das Verfahren vor, welches einzuſchla— 
gen iſt, wenn (J. 4.) das Urtheil über Beſcholtenheit des Rufes auf ſubjec⸗ 
tiver Ueberzeugung gegründet werden ſoll. Hierbei fand die einleitende Be⸗ 
merkung Ausdruck, daß dieſer Abſchnitt, größerer Klarheit halber, in meh— 
rere Paragraphen zerfallen möge. 

Paſſus J. verpflichtet den Vorſitzenden einer ſtändiſchen Verſammlung, 
Thatſachen zur Sprache zu bringen, welche die Ehrenhaftigkeit eines Mitglie- 
des in Zweifel ſtellen, um den Ausſpruch der Standesgenoſſen darüber, ob 
das Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit ertheilt oder verſagt werde, her— 
beizuführen. 

Paſſus 2. erkennt jedem Mitgiede einer ſtändiſchen Verſammlung die 
Befugniß zu, den Antrag zu ſtellen, daß einem anderen Mitgliede die Aner⸗ 
kenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit zu verſagen ſei; und verpflichtet Paſſus 
3 den Vorſitzenden, dieſe Anklage der Verſammlung mitzutheilen. Obſchon 
kein Vedenken getragen wurde, obigen Verpflichtungen und obiger Berechti— 
gung beizutreten, fo ſchien es nothwendig, in Paſſus 2 hinter »befugt« ein⸗ 
ſchalten zu wollen: unter Anführung beſtimmter Thatſachen und deren Be— 
weismittel; um frivolen Beſchuldigungen hiermit entgegen zu wirken. 

Bei Paſſus 4 wurde hervorgehoben, daß hinter »Zufammentreten«, bei 
der Wichtigkeit des zu berathenden Gegenſtandes beigefuͤgt werde: mit vor⸗ 
heriger Bekanntmachung des Zwecks der Verſammlung. 

Der Paſſus 5, 
geſtellten Antrages ein weiteres Verfahren einzuleiten, dürfte Nachſtehendes 
beizufügen ſein: Entſagt Angeſchuldigter der ferneren Ausübung ſtändiſcher 
Rechte, fo hat es dabei fein Bewenden, und kann dann Angefchuldigter nur 
unter den Vedingungen des Abſchnitts V. wieder zur Ausübung ſtändiſcher 
Rechte zugelaſſen werden. Entſagt dagegen der Angeſchuldigte nicht freiwillig 
der Ausübung ſtändiſcher Rechte, fo tritt dann folgendes Verfahren eins 
Denn unfehlbar darf einem freiwillig entſagenden feine Rehabilitirung nicht 
enger verſchränkt werden, als dem durch Urtheil Betroffenen; weshalb dieſer 
Zuſatz als unabweislich gilt. 5 

Ferner könnte es als Härte angeſehen werden, daß für den Angefchul- 
digten zwei Drittheile der Stimmen erforderlich werden, während gemeinhin 
der favor defensionis vorzuwalten pflegt. Hierbei bleibt jedoch zu er⸗ 
wägen, daß §. 7. der Kreis-Ordnungen für Schleſien und die weſtlichen Pros 
vinzen gleiche Beſtimmungen enthält. Ferner liegt es im recht eigentlichen 
Intereſſe des Angeſchuldigten, feine Rechtfertigung klar zu ſtellen, ſich mög⸗ 
lichſt vollſtändig gereinigt zu ſehen, demzufolge den Ausdruck einer bedeuten— 
den Majorität für ſeine Schuldloſigkeit zu erlangen. Endlich handelt es ſich 
hierbei ja nicht um den Ausdruck des ſchuldig oder unſchuldig, fondern, 
wie die Motive zum Geſetz-Entwurf zutreffend bemerken: »um Beantwor⸗ 
tung der Frage: ſoll eine ehrenrührige Thatſache, welche der Vorſitzende für 
wichtig genug hält, um fie in der Verſammlung zur Sprache zu bringen, 
oder welche einer Verſammlung als Anklage formell hinzuſtellen kein Beden⸗ 
ken getragen hat, der Unterſuchung völlig entzogen werden ?« und fand die 
Anſicht demzufolge Beiſtimmung: daß eine Majorität von zwei Drittheilen 
für den gegebenen Fall als gerechtfertigt gelte, — daß ſolche ſelbſt im In⸗ 
tereſſe des Beſchuldigten liege. Paſſus 6, 7 und 8 bezeichnen den Gang der 
erſten Inſtanz. — Nach derſelben geht, ſobald der Beſchluß gefaßt iſt, das 
Verfahren einzuleiten, die weitere Verfolgung der Sache in die Hand des 
Ober-Präſidenten über, welcher vermöge ſeiner amtlichen Stellung beſonders 
geeignet iſt, in ſeinem Verwaltungsbezirke als Wächter über die richtige Hand⸗ 
habung ſtändiſcher Geſetze betrachtet zu werden; und dürfte demzufolge den 
Beſtimmungen des Paſſus 6 beizutreten ſein. f : 

Dagegen ift zu Paſſus 7 zu bemerken, daß hinter die Worte: „die Ent⸗ 
ſcheidung fällt hiernächſt,“ aus bereits anerkannten Gründen, einzuſchalten 
ſein dürfte: nach vorgängiger Bekanntmachung des Zweckes der Verſamm⸗ 
lung. Wenn aber bei a. die Entſcheidung erſter Inſtanz zunächſt den Wäh⸗ 
lern zugeſprochen wird, welche den Angeklagten zur Theilnahme an der ſtän⸗ 
diſchen Verſammlung gewählt haben, bei welcher er in Anklage geſetzt wor⸗ 
den iſt; ſo gelten unfehlbar diefenigen, aus deren Mitte der Gewählte her⸗ 
vorgegangen, und welcher dieſelbe vertreten Toll, recht eigentlich als die In⸗ 
ſtanz, welche fein Verhalten, fein Vergehen und die wahre Geltung feiner 
Handlung vom richtigſten et zu beurtheilen vermag. Iſt dage⸗ 
gen (bei b.) der Antrag auf usſchließung gegen einen Rittergutsbeſitzer, als 
Mitglied einer kreisſtändiſchen oder kommunalſtändiſchen Verſammlung, ge⸗ 
richtet, ſo ſoll die Entſcheidung gleichfalls den Wählern des betreffenden 
Wahlbezirks zuſtehen, zu welchem der Angeſchuldigte gehört; und wurde der 
Anſicht beigepflichtet: daß die Standesgenoſſen dieſes Wahlbezirks am geeig⸗ 
netſten ſein dürften, das Verhalten wie den moraliſchen Werth des Ange⸗ 
ſchuldigten richtig zu würdigen und diefe wichtigen Momente bei dem zu fäl⸗ 
lenden Urtheil mit in Anſchlag zu bringen. (Fortſetzung folgt.) 


welcher die Entſcheidung umfaßt, ob auf Grund des 


